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Die Entwicklung des Lebensstandards nach der 
Weltfinanzkrise in 43 Ländern und sechs 

Wohlfahrtsregimen 
 

1. Überblick 

Ökonomischer Wohlstand und wirtschaftliches Wachstum werden nahezu 
überall auf der Welt als lohnende Ziele angesehen. Das sozialdemokratische, das 
wirtschaftsliberale und das konservative Wohlfahrtsregime befinden sich – im 
Weltmaßstab betrachtet – im Wohlfahrtsniveau auf einer sehr ähnlichen Höhe an 
der Spitze der Wohlfahrtsregime (vgl. Kap. 2).  
Aus den regelmäßigen Konjunkturkrisen ragen zwei heraus: Die 
Weltwirtschaftskrise ab 1929 und die Weltfinanzkrise ab 2008. Das Platzen der 
Immobilienpreisblase in den USA führte wegen der globalen Vermarktung der 
Kreditverbriefungen zu einer weltweiten Kredit- und Bankenkrise. Die 
Bankenrettungen und die Konjunkturprogramme führten zur Erhöhung der 
Staatsverschuldungen, welche als Stresstests wirkten  für die politisch 
vernünftige, aber in den Institutionen bis dahin noch nicht umfassend 
abgesicherte Europäische Währungsunion (vgl. Kap. 3). 
Im Kontext der Weltfinanzkrise haben die familistischen Länder Südeuropas am 
ehesten stagniert und sind damit im Wohlstandsniveau im Vergleich zu den 
anderen Ländern zurückgeblieben, während die produktivistischen Länder 
Ostasiens, insbesondere Südkorea, sowie China zu den ökonomisch 
erfolgreichsten Aufsteigern im Kontext der Weltfinanzkrise gehören. Die 
Spekulationsgeschäfte, die zur Weltfinanzkrise führten, haben die daran 
beteiligten Länder zurückgeworfen, während die Schwellenländer mit ihren 
normalen Geschäftsmodellen gleichzeitig ökonomisch relativ aufgestiegen sind 
(vgl. Kap. 4). 
 
 
2. Wohlstand und Wachstum im Vergleich der Länder und 

Wohlfahrtsregime 

Wohlstand als gesellschaftlich wünschenswertes Ziel 

Ökonomischer Wohlstand und wirtschaftliches Wachstum werden nahezu 
überall auf der Welt von den politischen Amtsträgern als lohnende Ziele 
angesehen und nicht selten werden politische Maßnahmen genauso 
zugeschnitten, dass sie diesen Zielen zuträglich sind. Eine gute ökonomische 
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Performanz, so argumentiert z. B. Amartya Sen (2002), besitzt jedoch keinen 
intrinsischen moralischen Wert:  
„Tatsächlich haben wir im Allgemeinen hervorragende Gründe, uns mehr 
Einkommen und Reichtum zu wünschen. Doch nicht, weil Einkommen und 
Reichtum um ihrer selbst willen erstrebenswert sind, sondern weil sie in der 
Regel wunderbare Allzweckmittel sind, um eine größere Freiheit bei der Wahl 
der von uns als vernünftig eingeschätzten Lebensführung zu gewinnen. Die 
Nützlichkeit des Reichtums liegt in den Dingen, die er uns zu tun ermöglicht, in 
der substantiellen Freiheit, die er uns erlangen läßt“ (ebd.: 25). 
Die Maximierung der ökonomischen Performanz eines Landes ist demnach kein 
Selbstzweck, sondern wird erst durch die daraus abgeleiteten Werte zu einem 
erstrebenswerten Ziel. Zu diesen moralischen Werten, die mit dem 
wirtschaftlichen Wohlstand assoziiert sind, gehören z. B. eine bessere 
Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Gütern und damit ein 
höherer materieller Lebensstandard, eine Abschwächung von 
Verteilungskonflikten, eine sinkende Zahl von arbeitslosen Personen und nicht 
zuletzt auch eine Verbesserung des subjektiven Wohlergehen. Die 
Migrationsströme dieser Welt verlaufen ganz überwiegend in Richtung höheren 
Wohlstands und größerer Freiheit. 
Allerdings zeigen ökonomische Indikatoren, wie z. B. das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) pro Kopf, nur das durchschnittliche Niveau an materiellem Wohlergehen 
an, das mit Blick auf alle Individuen ermittelt wird. Es ist aus einer normativen 
Perspektive wünschenswert, in einer Gesellschaft zu leben, in der es den 
Menschen im Durchschnitt gut geht; allerdings bleibt bei einem solchen 
Aggregatwert die Verteilung des materiellen Wohlstands auf einzelne Akteure 
oder auf bestimmte Bevölkerungsgruppen unberücksichtigt. Aus unserer Sicht 
erscheint es also angemessen, einerseits das Niveau an Wohlstand und 
Wachstum zu betrachten, andererseits aber auch bei der Beurteilung von 
Gesellschaften zu berücksichtigen, wie sich der Wohlstand innerhalb der 
Bevölkerung verteilt.  
 
Modernisierungspfade und die ökonomische Performanz  

Die Modernisierungstheorie postuliert eine monoton steigende Entwicklung hin 
zu mehr Wohlstand und Lebensqualität. Der Lebensstandard in den 
Gesellschaften würde, so die Annahme, im Zeitverlauf kontinuierlich ansteigen 
und zugleich könnten auch immer größere Bevölkerungsanteile am steigenden 
Reichtum und am Massenkonsum partizipieren. Mit einem Bild von Ulrich Beck 
(1986) könnte man sagen, der gesellschaftliche „Fahrstuhl“ bewege sich stetig 
auf immer höhere Wohlstandsniveaus hinauf und in ihm führen alle 
Bevölkerungsschichten mit.  



3 

 

Statt dieser allgemeinen Trendaussage zu folgen, sollen im Folgenden 
pfadspezifische Ansätze zur Erklärung ökonomischer Performanz überprüft 
werden. Demnach findet der ökonomische Fortschritt in den so genannten 
entwickelten Gesellschaften nicht überall gleichmäßig statt, sondern ist 
abhängig von historisch gewachsenen institutionellen Strukturen und 
langfristigen politischen Kräfteverhältnissen. Diese Idee verschiedener 
Modernisierungspfade liegt unserem Ansatz der Unterscheidung von mindestens 
sechs verschiedenen Wohlfahrtsregimen in Erweiterung der drei Welten des 
Wohlfahrtskapitalismus von Esping-Andersen (1990) zu Grunde. 
Das sozialdemokratische Wohlfahrtsregime hat einen universalistischen 
Sozialstaat institutionalisiert, der die Bevölkerung umfassend gegen Risiken 
absichert. Es wird oft argumentiert, dass ein starker Sozialstaat negative 
Arbeitsanreize setzte und so das Wirtschaftswachstum und die Produktivität 
reduziere. Andererseits ist für das Funktionieren des sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsmodells eine hohe Erwerbsbeteiligung konstitutiv. Um das Ziel der 
Vollbeschäftigung zu erreichen, wird in die Aus- und Weiterbildung stark 
investiert sowie eine aktive Arbeitsmarktpolitik betrieben – beide Maßnahmen 
dürften sich günstig auf die Produktivität und den materiellen Wohlstand einer 
Gesellschaft auswirken.  
Das wirtschaftsliberale Wohlfahrtsmodell überlässt die Wohlfahrt den 
Mechanismen des relativ freien und ungeregelten Marktes. Durch diese 
Rahmenbedingungen, die individuellen unternehmerischen Erfolg am meisten 
honorieren, soll ein sehr dynamisches Wirtschaftswachstum erreicht und der 
gesamtgesellschaftliche Wohlstand maximiert werden. Auch wenn nicht alle 
Akteure gleichermaßen am Wohlstand partizipieren, so sollte doch der 
wirtschaftsliberale Regimetyp im Durchschnitt eine gute ökonomische 
Performanz aufweisen. 
In den Ländern des konservativen Regimes wird überwiegend die Idee der 
sozialen Marktwirtschaft vertreten, wonach der Einflussbereich des freien 
Marktes zu begrenzen sei. Die Begrenzung der freien Marktdynamik erfolgt in 
diesem korporatistischen Modell vor allem durch die starke Rolle der 
Gewerkschaften, denen z. B. im Rahmen der Tarifautonomie in der 
Bundesrepublik eine hohe wirtschaftspolitische Ordnungskompetenz zukommt. 
Die damit verbundene Stärkung von Arbeitnehmerinteressen und die im 
Vergleich zum sozialdemokratischen Regime weniger entwickelte 
Vollbeschäftigungspolitik sollte zu einem weniger dynamischen Wachstum 
führen als in den wirtschaftsliberalen Staaten.  
Für die südeuropäischen Länder mit „familistischer“ Wohlfahrtslogik ist eine 
Prognose der ökonomischen Performanz schwieriger. Das Niveau an 
ökonomischem Wohlstand liegt derzeit noch unter dem der west- und 
nordeuropäischen Staaten – wohl auch aufgrund der geringen 
Erwerbsbeteiligung der Frauen. Die niedrige Erwerbsquote dürfte mit einem 
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unterdurchschnittlichen BIP assoziiert sein. Zudem sind die industriellen 
Beziehungen in den südeuropäischen Ländern eher konfliktorisch, was sich z. B. 
an der Anzahl von Streiktagen ablesen lässt. Dies sollte sich ebenfalls ungünstig 
auf Wohlstand und Wachstum auswirken. Angesichts der schwächeren 
ökonomischen Wettbewerbsfähigkeit der Länder Südeuropas wirkten die 
Weltfinanzkrise sowie die Eurokrise zudem wie Härtetests. 
Die postsozialistischen Länder dürften derzeit den geringsten ökonomischen 
Wohlstand aufweisen. Die wirtschaftliche Produktion nach dem 
Zusammenbruch des Staatssozialismus wurde überwiegend als technisch 
veraltet und insgesamt nicht mehr wettbewerbsfähig beschrieben. Insofern 
befinden sich die osteuropäischen Länder aktuell noch immer in einem 
wirtschaftlichen Modernisierungsprozess und sind dabei, durch hohe 
Wachstumsraten zum europäischen Wohlstandsniveau aufzuschließen.  
Der stärkste Aufstieg im Lebensstandard ist für die produktivistischen Länder 
Ostasiens zu erwarten, deren Konzept darin besteht, über Exporterfolge auf dem 
Weltmarkt wirtschaftlich aufzusteigen. Mit einer noch stärkeren Dynamik ist in 
einigen Schwellenländern zu rechnen, nämlich in Indien und insbesondere in 
China. 
 
Auswahl der Indikatoren 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist ein Maß für die wirtschaftliche Leistung 
einer Volkswirtschaft. Das BIP beschreibt den Gesamtwert aller Güter und 
Dienstleistungen, die innerhalb eines Jahres und innerhalb einer Volkswirtschaft 
für den Endverbrauch hergestellt wurden. Für einen Ländervergleich ist es 
erstens nötig, das BIP an der Einwohnerzahl zu relativieren, und zweitens, die 
unterschiedlichen Preisniveaus in den einzelnen Ländern zu berücksichtigen. 
Das BIP ist entsprechend pro Kopf angegeben und wurde auf Basis der 
Purchasing Power Parity (PPP; current prices, international dollar) um 
Kaufkraft- und Inflationsunterschiede bereinigt.1 Der Indikator bildet die 
Wirtschaftskraft bzw. den durchschnittlichen materiellen Wohlstand eines 
Landes ab. Neben dem Wohlstand wird als ergänzende Information die 
durchschnittliche Wachstumsrate des BIP in Prozent im Zeitraum von 2006 bis 
2018 (Stand: April 2018) berichtet.2 Die Wachstumsrate misst die Veränderung 
des BIP jeweils im Vergleich zum Vorjahr. 
 
 
                                                           
1  Für die Festlegung der Kaufkraftparität wird berechnet, wie viele Einheiten einer jeweiligen 

Landeswährung notwendig sind, um einen bestimmten, repräsentativen Güterkorb zu kaufen, den 
ein Akteur für einen US-Dollar in den USA erhalten könnte. 

2 Die durchschnittliche Wachstumsrate wird für jedes Land berechnet durch die zwölfte Wurzel aus 
dem Quotienten des BIP 2018 zum BIP 2006. 
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Das Wohlstandsniveau im Ländervergleich 

Der internationale Vergleich verdeutlicht, dass der größte ökonomische 
Wohlstand in dem Finanzzentrum und Stadtstaat Luxemburg zu finden ist, das 
allerdings mit Flächenstaaten nur bedingt vergleichbar ist. Mit einigem Abstand 
auf den nächsten Rängen folgen das wirtschaftsliberale Irland, das sich von der 
Finanzkrise wieder gut erholt hat, und das sozialdemokratische Norwegen (vgl. 
Tabelle 1-1).  
Die Kontraste zwischen den reichsten und den ärmsten Ländern in unserer 
Auswahl sind sehr ausgeprägt. Deutschland gehört mit Rang 8 zum ersten 
Drittel der betrachteten Länder und liegt damit etwas hinter den Niederlanden 
und Schweden. Die wirtschaftlichen Disparitäten zwischen den alten und neuen 
Bundesländern in Deutschland sind noch nicht völlig überwunden.  
Das produktivistische Südkorea ist einer der stärksten Aufsteiger im Kontext der 
Weltfinanzkrise und liegt im Wohlstandsniveau inzwischen direkt hinter Japan.  
Von den familistischen Ländern ist Malta mit seiner geringen Realbesteuerung 
von ausländischen Direktinvestitionen mit Abstand am besten durch die 
Finanzkrise gekommen und hat alle anderen familistischen Länder hinter sich 
gelassen. Griechenland dagegen erwies sich in den Stresstests durch die 
Weltfinanzkrise und durch die Eurokrise als wenig wettbewerbsstark.  
Die postsozialistischen Staaten platzieren sich überwiegend am Ende des 
Ranking, wobei innerhalb dieser Gruppe z. B. zwischen Tschechien (24. Platz), 
Slowenien (25. Platz) und auf der anderen Seite Serbien (41. Platz) große 
Unterschiede zu finden sind. 
Bei den BRICS-Ländern rangiert Russland im Lebensstandard vor China, 
Brasilien, Südafrika und schließlich Indien. Indien erreicht weniger als die 
Hälfte des Wohlstandsniveaus Chinas (operationalisiert durch das 
durchschnittliche Sozialprodukt). 
Das stärkste Wirtschaftswachstum findet sich in Indien und insbesondere in 
China, die sich am dynamischsten entwickeln, was zur Abschwächung der 
Konjunkturkrise nach der Weltfinanzkrise beigetragen hat.  
Südkorea verfolgt seinen Aufstieg auf dem Weltmarkt mit großem Erfolg, 
weshalb das produktivistische Wohlfahrtsregime inzwischen beim 
Wirtschaftswachstum in den letzten zwölf Jahren an erster Stelle steht.  
Polen ist wegen seiner Orientierung auf dem Binnenmarkt relativ unbehelligt 
durch die Wirtschaftskrisen gekommen und liegt beim Wirtschaftswachstum im 
letzten Jahrzehnt an vierter Stelle hinter China und Indien. Insbesondere Estland, 
Lettland und Litauen sind mit ihrem in Fremdwährung kreditfinanzierten 
Wachstumsmodell im Krisenjahr 2009 besonders stark abgestürzt, haben sich 
davon aber mit rigorosen Sanierungsmaßnahmen ebenso schnell wieder erholt.  
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Tabelle 1-1:  Wirtschaftlicher Wohlstand im Ländervergleich 

  
Land Wirtschaftlicher Wohlstand 

(BIP p.K. PPP 2018) 
Durchschnittl. Wirtschaftswachstum 

(BIP p.K. PPP 2006 - 2018) 
1. Luxemburg                 110870 2,27 % 
2. Irland 79925 5,15 % 
3. Norwegen 74065 1,89 % 
4. Schweiz 63380 2,22 % 
5. USA 62152 2,47 % 
6. Niederlande 56436 2,60 % 
7. Schweden 53078 2,52 % 
8. Deutschland  52801 3,01 % 
9. Australien 52191 2,78 % 
10. Österreich 51936 2,40 % 
11. Dänemark 51643 1,90 % 
12. Kanada 49775 2,32 % 
13. Belgien 48258 2,24 % 
14. Finnland  46343 1,91 % 
15. GB u. Nordirland  45566 2,20 % 
16. Frankreich 45474 2,16 % 
17. Malta  44670 4,87 % 
18. Japan  44426 2,46 % 
19. Südkorea 41388 4,47 % 
20. Spanien  40290 2,12 % 
21. Neuseeland 40118 2,83 % 
22. Italien 39500 1,12 % 
23. Zypern 38980 1,33 % 
24. Tschechien 37546 3,44 % 
25. Slowenien 36566 2,87 % 
26. Slowakei 35095 4,86 % 
27. Litauen 34596 5,37 % 
28. Estland 33842 3,42 % 
29. Portugal 31965 2,22 % 
30. Polen 31430 5,49 % 
31. Ungarn 31370 3,19 % 
32. Lettland  29490 4,08 % 
33. Griechenland  29058 -0,11 % 
34. Russland 28958 3,46 % 
35. Türkei  28347 5,28 % 
36. Rumänien 26499 5,51 % 
37. Kroatien 25807 2,79 % 
38. Bulgarien 23154 4,99 % 
39. China 18066 9,86 % 
40. Brasilien 16199 2,74 % 
41. Serbien 15942 3,74 % 
42. Südafrika 13840 2,26 % 
43. Indien 7784 7,64 % 

 
Datenquelle: International Monetary Fund, April 2018; Wirtschaftswachstum: Eigene Berechnung. 
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Von den betrachteten sechs Wohlfahrtsregimen weist die Gruppe der 
postsozialistischen Länder in den letzten zwölf Jahren mit durchschnittlich      
4,1 % pro Jahr das zweitstärkste Wachstum der Wohlfahrtsregime auf, liegt 
allerdings in ihrem Aufholprozess im Lebensstandard noch hinter den anderen 
Wohlfahrtsregimen zurück. 
Von den wirtschaftsliberalen Ländern ist Irland in den letzten zwölf Jahren mit 
durchschnittlich 5,2 % am stärksten gewachsen, die wirtschaftsliberalen Länder 
insgesamt um durchschnittlich 3,0 % pro Jahr.   
Deutschland ist in den letzten zwölf Jahren um durchschnittlich 3,0 % 
gewachsen, damit liegt es auf dem 18. Platz. Die Gruppe der konservativen 
Länder weist in den letzten zwölf Jahren insgesamt ein moderates Wachstum 
von durchschnittlich 2,4 % pro Jahr auf.   
Die sozialdemokratischen Länder haben einerseits im Durchschnitt den höchsten 
Lebensstandard, andererseits ist der Wohlstand in den letzten zwölf Jahren nur 
mäßig gewachsen um durchschnittlich 2,1 % pro Jahr. Schweden wuchs mit 
2,5 % in den letzten zwölf Jahren etwa wie der internationale Durchschnitt, aber 
Finnland, Dänemark und Norwegen belegen beim Wirtschaftswachstum mit 38, 
39 und 40 nur schwache Rangplätze unter den betrachteten 43 Ländern.  
Bei den familistischen Ländern ist nur Malta mit seinem Geschäftsmodell der 
niedrigen realen Besteuerung ausländischer Investitionen in den letzten zwölf 
Jahren mit durchschnittlich 4,9 % stärker gewachsen als der internationale 
Durchschnitt. Das familistische Wohlfahrtsregime schneidet aber insgesamt 
beim Wirtschaftswachstum mit durchschnittlich 1,9 % pro Jahr am schlechtesten 
ab. Griechenland, das sich in den Stresstests der Weltfinanzkrise und der 
Eurokrise als wenig wettbewerbsstark erwies, erlitt im letzten Jahrzehnt sogar 
als einziges der betrachteten 43 Länder einen Rückgang des Lebensstandards, 
und zwar um durchschnittlich 0,11 % pro Jahr.  
Beim Wirtschaftswachstum spielt das Ausgangsniveau als Bezugspunkt eine 
große Rolle. Es ist grundsätzlich leichter, von einem niedrigeren 
Ausgangsniveau ausgehend, eine hohe Wachstumsrate zu erzielen. Hat ein Land 
schon ein sehr hohes Wohlfahrtsniveau erreicht, so dürfte es i.a. schwieriger 
sein, das gleiche relative Wachstum zu erreichen. Aufgrund dieses Basiseffekts 
wird die Wachstumsrate auch nur ergänzend zum Wohlstandsniveau berichtet. 
Als westeuropäisches Land ist Irland ein besonders interessanter Fall: Das Land 
hat vor der Finanzkrise innerhalb von ca. fünfzehn Jahren ein beispielloses 
Wirtschaftswachstum erzielt und sich von einer wirtschaftsschwachen 
Agrarnation am Rande Europas zu einer modernen Ökonomie gewandelt, die 
sich nun in einer zentralen Position zwischen den Wirtschaftsgrößen 
Nordamerikas und Europas sah.  Durch die Bankenkrise in Irland wurde dieser 
Wachstumsprozess abrupt unterbrochen. Inzwischen hat Irland sich allerdings 
bereits sehr gut erholt und erreicht im Lebensstandard sogar den zweiten Platz 
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unter den betrachteten 43 Ländern, was allerdings auch auf die Rückverlagerung 
multinationaler Unternehmen zurückzuführen ist.    
Auf Länderebene ergibt sich ein hoch signifikanter Korrelationskoeffizient von 
r = -0,61 (ohne den Ausreißer Luxemburg) zwischen dem Wohlstandsniveau 
und der Wachstumsrate, d. h. ein hohes relatives Wachstum ist in der Regel 
schwieriger zu erzielen, wenn das Wohlstandsniveau bereits sehr hoch ist.  
Die Veränderung des Wohlstandsniveaus von 2006 bis 2018 verdeutlicht die 
Abbildung 1-1 zum wirtschaftlichen Wohlstand. Hierbei zeigt sich, dass sich    
z. B. Irland nach einem Rückschlag durch die irische Bankenkrise wieder sehr 
gut erholt hat und jetzt sogar den zweiten Platz im Lebensstandard erreicht. Der 
Stadtstaat Luxemburg steht als internationales Finanzzentrum noch mit Abstand 
vor Irland und Norwegen mit seinem Ölreichtum. 
Deutschland verbesserte sich in den letzten zwölf Jahren vom 14. auf den 8. 
Platz und gehört damit zu den Aufsteigern im Lebensstandard.  
In der Weltfinanzkrise und in der Eurokrise sind die meisten Länder des Südens 
zurückgefallen, Zypern und Italien jeweils um fünf Plätze, Portugal um drei 
Plätze und Griechenland ist wegen seiner geringen Wettbewerbsfähigkeit mit 
einem Abstieg um zwölf Plätze der stärkste Absteiger der letzten zwölf Jahre. 
Andererseits ist Malta mit seiner geringen Realbesteuerung von multinationalen 
Unternehmen um sieben Plätze aufgestiegen. 
Mit dem produktivistischen Modell des ökonomischen Aufstiegs über 
technologiebasierte Exporterfolge auf dem Weltmarkt ist Südkorea der stärkste 
Aufsteiger der letzten zwölf Jahre, und zwar um acht Plätze. 
Auch in Osteuropa gab es mit dem binnenmarktorientierten Polen und mit 
Litauen relative Aufsteiger um fünf bzw. sechs Plätze.   
China verbesserte sich mit seinen hohen Wachstumsraten im letzten Jahrzehnt 
vom vorletzten Platz der betrachteten 43 Länder auf den 39. vor Brasilien, 
Serbien und Südafrika, während Indien trotz nennenswerten Wachstums auf 
dem letzten Platz verblieb.  
 
Zur Entwicklung des wirtschaftlichen Wohlstands  
Luxemburg ist als Stadtstaat nicht so gut zu vergleichen mit Flächenstaaten. Als 
internationales Finanzdienstleistungszentrum steht es im Lebensstandard (BIP 
pro Kopf PPP) mit Abstand an der Spitze der betrachteten Ländern. Im 
Krisenjahr 2009 ist das BIP um 4,4 % eingebrochen, dies wurde aber in 2010 
wieder in etwa ausgeglichen (vgl. Abbildung 1-1).  
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Abbildung 1-1: Wirtschaftlicher Wohlstand 2018 vs. 2006 

 
Datenquelle:  International Monetary Fund, April 2018; eigene Berechnung und Darstellung. 

0 20000 40000 60000 80000 100000 120000

Luxembourg
Ireland

Norway
Switzerland

United States
Netherlands

Sweden
Germany
Australia

Austria
Denmark

Canada
Belgium
Finland

United Kingdom
France
Malta
Japan
Korea
Spain

New Zealand
Italy

Cyprus
Czech Republic

Slovenia
Slovak Republic

Lithuania
Estonia

Portugal
Poland

Hungary
Latvia

Greece
Russia
Turkey

Romania
Croatia

Bulgaria
China
Brazil

Serbia
South Africa

India

2018 2006

 



10 

Irland, das im Lebensstandard aktuell den zweiten Platz erreicht, hat einen 
spektakulären Auf- und Abstieg sowie Wiederaufstieg erlebt. Der Aufstieg des 
„Keltischen Tigers“ endete in der Finanz- und Bankenkrise mit Rückgängen des 
BIP um 3,9 % bzw. 4,7 % in 2008 und 2009. Der Wiederaufstieg kulminierte in 
extremen Wachstumsraten von 8,3 % bzw. 25,5 % in 2014 bzw. 2015, wobei 
dies auch auf die Rückverlagerung von multinationalen Unternehmen 
zurückzuführen ist. Norwegen, das an dritter Stelle steht, hat ebenfalls 
Sonderbedingungen, da es auch von dem natürlichen Ölreichtum profitiert. Im 
Krisenjahr 2009 ist das BIP um 1,7 % zurückgegangen, aber die Wirtschaft 
wuchs in 2012 bereits wieder um 2,7 %.  
Die Schweiz, die sich an vierter Stelle platziert, gehört zu den Ländern, die gut 
durch die Krise kamen. Zwar ging auch in der Schweiz das BIP in 2009 um    
2,2 % zurück, aber bereits in 2010 wurde dies durch ein Wachstum von 2,9 % 
ausgeglichen. Die USA (fünfter Platz) sind als eigentlicher Verursacher der 
Weltfinanzkrise mit beweglicher Wirtschaftspolitik relativ gut aus der Krise 
gekommen. Nach dem Einbruch des BIP um 2,8 % im Krisenjahr 2009 stieg das 
BIP der USA in 2010-2012 bereits wieder um 2,5 %, 1,6 % und 2,2 %.  
China wuchs selbst im Krisenjahr 2009 um 9,2 % und trug damit zur 
Stabilisierung der Weltwirtschaft bei. In den Folgejahren 2010-2012 wuchs 
China ebenfalls sehr stark mit 10,6 %, 9,5 % und 7,9 %. Indien liegt im 
durchschnittlichen Lebensstandard noch weit zurück. Aber im Krisenjahr 2009 
wuchs es um 8,5 % und auch in 2010-2012 war das Wachstum mit 10,3 %,     
6,6 % und 5,5 % insgesamt sehr stark. 
Deutschland lag seit der Wiedervereinigung aufgrund der noch nicht völlig 
abgeschlossenen Angleichungen zwischen Ost- und Westdeutschland nur am 
Ende des ersten Drittels, ist aber inzwischen wieder vorgerückt auf den achten 
Platz. Wegen der sehr starken Exportabhängigkeit ist Deutschland im Krisenjahr 
2009 mit 5,6 % stark abgestürzt, hat sich dann aber durch 
Konjunkturprogramme,  Kurzarbeitlösungen und Exporterfolge in der sich 
wieder erholenden Weltwirtschaft gut behauptet mit Wachstumsraten des BIP 
von 3,9 %, bzw. 3,7 % in 2010 bzw. 2011. 
 

Ergebnisse nach Regimetypen 

Wenn wir den Wohlstand im Vergleich der Wohlfahrtsregime untersuchen, wird 
Luxemburg aufgrund seiner wirtschaftlichen Besonderheiten bei diesem 
Kriterium als Sonderfall angesehen und nicht in der Durchschnittsbildung des 
konservativen Wohlfahrtsregimes berücksichtigt.3 
                                                           
3 Der Stadtstaat Luxemburg ist bezüglich seiner Wirtschaftsstruktur sehr stark durch den tertiären 

Sektor geprägt, was vor allem mit der Bedeutung Luxemburgs als internationaler Finanzplatz zu 
tun hat. Der Bankensektor trägt nahezu 40 % zur nationalen Wertschöpfung bei. In der 
Landwirtschaft sowie der Industrie sind nur wenige Menschen beschäftigt, wohingegen ca. 85 % 
im Dienstleistungssektor arbeiten. 
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Wird der Lebensstandard im Kontext der Wohlfahrtsregime betrachtet, zeigt 
sich, dass sich beim Wohlstandsniveau das sozialdemokratische Wohl-
fahrtsregime vor dem wirtschaftsliberalen und dem konservativen 
Wohlfahrtsregime platziert. Alle 17 Staaten dieser Regimetypen gehören zu den 
21 wohlhabendsten der betrachteten Länder, d. h. mit dem höchsten 
Lebensstandard. Die beiden produktivistischen Länder Japan und Südkorea 
haben durch ihren ökonomischen Aufstieg im Lebensstandard bereits 
aufgeschlossen und gehören deshalb inzwischen zu diesen 21 wohlhabenden 
Ländern. Alle Wohlfahrtsregime zeichnen sich jeweils durch eine geringe 
Streuung im Wohlstand aus. Deutlich weniger Wohlstand ist im Durchschnitt in 
den südeuropäischen Staaten des familistischen Wohlfahrtstyps vorzufinden, mit 
nochmals klarem Abstand folgen die postsozialistischen Länder (vgl. Tabelle   
1-2). 
 
Tabelle 1-2: Wirtschaftlicher Wohlstand im Vergleich der Wohlfahrtsregime 

  

Wohlfahrtsregime 
 

Wirtschaftlicher Wohlstand 
 (BIP p.K. PPP) 2018 

Durchschnittliches 
Wirtschaftswachstum 

 (BIP p.K. 2006- 2018) 
   56.282 (5. Rang)      2,06 
1. Sozialdemokratisch 12.204 0,31 

  0,22 0,15 

  54.955 (3. Rang)      2,96 
2. Wirtschaftsliberal 14.269 1,10 

  0,26 0,37 

  53.048 (4. Rang)      2,44 
3. Konservativ 6.322 0,32 
  0,12 0,13 
  42.907 (2. Rang)      3,47 

4. Produktivistisch 2.148 1,42 

  0,05 0,41 

  37.411 (6. Rang)      1,93 
5. Familistisch 5.783 1,67 

  0,16 0,87 

  30.023 (1. Rang)      4,09 
6. Postsozialistisch 6.066 1,02 
   0,20 0,25 

 Angegeben sind der Mittelwert, die Standardabweichung (kursiv 2. Zeile) und der Variationskoeffizient (kursiv 
3. Zeile) für das jeweilige Wohlfahrtsregime. Der Stadtstaat Luxemburg als Ausreißer wurde hier nicht beim 
konservativen Wohlfahrtsregime einbezogen. Eigene Berechnung.  
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Eine Betrachtung des Wirtschaftswachstums im Kontext der Wohlfahrtsregime 
zeigt, dass die Länder des postsozialistischen Regimes mit durchschnittlichen 
Raten von ca. 4,1 % am stärksten wachsen. Danach folgen das  produktivistische 
Wohlfahrtsregime (Wachstumsrate: ca. 3,5 %), das wirtschaftsliberale Wohl-
fahrtsregime (Wachstumsrate: ca. 3,0 %) und  das konservative 
Wohlfahrtsregime (ca. 2,4 %). In den Krisenstaaten Südeuropas ist der 
Lebensstandard im letzten Jahrzehnt im Durchschnitt nur um 1,9 % gestiegen, 
wobei Malta mit seiner geringen Realbesteuerung ausländischer Investitionen 
allerdings mit einem durchschnittlichen Wachstum von 4,9 % pro Jahr die 
Ausnahme  ist.  
Bei der wirtschaftlichen Dynamik liegt also das produktivistische 
Wohlfahrtsregime Ostasiens mit vorn, für einzelne Schwellenländer wie Indien 
und insbesondere China ist das Wachstum sogar noch ausgeprägter. Durch die 
Weltfinanzkrise sind einige Länder Südeuropas in die wirtschaftliche Krise 
geraten und Griechenland erlitt im letzten Jahrzehnt sogar Einbußen im 
Lebensstandard, und zwar um durchschnittlich 0,11 % pro Jahr.   
Die Wohlfahrtsregime bilden im Hinblick auf den Lebensstandard gemäß den 
Variationskoeffizienten recht homogene Gruppen. Insgesamt kann der Fehler 
der Vorhersage des Lebensstandards durch Kenntnis des Wohlfahrtsregimetyps 
um 67 % reduziert werden. Damit besitzt die Unterscheidung von 
Wohlfahrtsregimen eine äußerst hohe Erklärungskraft.  
Für Deutschland bleibt festzuhalten, dass der wirtschaftliche Wohlstand im 
Vergleich mit ähnlich entwickelten Staaten lange noch unter den Möglichkeiten 
blieb. Bei dem materiellen Wohlstandsniveau muss vor allem die besondere 
Situation in den neuen Bundesländern beachtet werden, wo das BIP pro Kopf 
deutlich unter dem Niveau der alten Bundesländer liegt. Das ökonomische 
Wachstum gewinnt erst in den letzten Jahren wieder an Dynamik, da die 
Bundesrepublik mit Kurzarbeit, Konjunkturprogrammen und hoher 
Wettbewerbsfähigkeit den wirtschaftlichen Einbruch in 2009 infolge der 
Weltfinanzkrise inzwischen gut überwunden hat. 
 
 
3. Die Weltfinanzkrise und die Eurokrise als zentrale 

gesellschaftliche Herausforderungen 

Die bezahlte Erwerbstätigkeit ist in der modernen Marktgesellschaft für die 
Individuen i.a. die zentrale Basis ihres Budgets, wodurch die gesellschaftliche 
Teilhabe – politische, ökonomische und soziale sowie kulturelle Partizipation – 
strukturiert ist. Das Volumen der bezahlten Erwerbstätigkeit bewegt sich – wie 
es die Ökonomen modellieren – im Wesentlichen entsprechend dem Wachstum 
des Bruttosozialproduktes und in den Schwankungen des Konjunkturzyklus, wie 
Sinus-Schwingungen auf einem Wachstumspfad. Da die Höhe des Anteils an 
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Arbeitslosen ein entscheidender Faktor der Verhandlungsposition der 
Arbeitnehmer ist (welche nach Qualifikation, Beruf, Branche etc. natürlich 
weiter ausdifferenziert ist), ist die Entwicklung von bezahlter Beschäftigung 
bzw. Arbeitslosigkeit von zentraler gesellschaftlicher Bedeutung. 
Aus den regelmäßigen Konjunkturkrisen ragen zwei heraus: Die 
Weltwirtschaftskrise ab 1929 und die Weltfinanzkrise ab 2008. Im Dezember 
1930 schlug Keynes vor, auf die Konjunkturkrise infolge einer übertriebenen 
monetären Expansion in den USA, die sich in einem Aktien-Boom und -Bust 
niederschlug, dadurch zu reagieren, dass der Staat die Nachfragelücke durch 
sinnvolle Investitionen in die Zukunft schließt. Die Regierungen reagierten 
jedoch alle protektionistisch. 
Inzwischen ist die Keynes’sche Analyse und auch die Relevanz der Regulierung 
der Finanzsysteme allgemein bekannt, dennoch wurde – u. a. wegen 
unterschiedlicher Interessenlagen – nicht auf jede Wirtschaftskrise schnell und 
adäquat reagiert. Es stellt sich die Frage, was die Ursachen der aktuellen Krise 
sind, die von der Größenordnung her die zweite Weltfinanzkrise ist. 
Das US-amerikanische Gesetz zur Regulierung der Banken (Glass-Steagall Act), 
das man 1933 als Reaktion auf die Weltfinanz- und Weltwirtschaftskrise (1929-
1933) eingeführt hatte, wurde unter der Clinton-Regierung auf Drängen der 
Banken 1999 wieder aufgehoben. Die US-Notenbank begünstigte mit einer 
Niedrigzinspolitik nach dem Platzen der Dotcom-Blase im März 2000 die 
anschließende Immobilienblase. Die Notenbank zählte zwar die 
Konjunkturstimulierung zu ihren Aufgaben, aber noch nicht die Eindämmung 
der „asset-Inflation“. Durch die Verbriefung von grenzwertigen Mischungen 
von Hypothekenkrediten wurden die Risiken von den amerikanischen Banken 
auf die ganze Welt verteilt. Nach dem politischen Fehler, die Investmentbank 
Lehman Brothers im September 2008 nicht vor der Insolvenz zu bewahren, kam 
es zur panikartigen Kettenreaktion im Weltfinanzsystem. Zur zweiten 
Weltwirtschaftskrise ist es nicht gekommen, weil die Regierungen die Banken 
retteten und mit Keynes’schen Konjunkturprogrammen koordiniert reagierten. 
Ohne weitergehende Regulierungen birgt das große Volumen Anlage suchenden 
Kapitals aber weiterhin Risiken. 
 
Systematisch lassen sich als Hauptursachen der Weltfinanzkrise unterscheiden: 
 

1. Die Politik:  
a) Verschuldung der Haushalte in den USA: Die amerikanische Politik 

hat den Immobilienkauf auf Kredit gefördert – unter der 
Rahmensetzung extrem niedriger Zinsen –, was zunächst einen 
Immobilienpreisboom erzeugt hat, der dann aber beim Platzen der 
Spekulationsblase zum Absturz der Preise führte, zur Überschuldung 
von Haushalten und zum Konsumeinbruch. 
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b) Staatsverschuldung der USA: Die militärischen Interventionen der 
USA haben auch den wirtschaftlichen Aspekt, dass die US-
Regierungen sich bei dem Rest der Welt verschuldeten. 

c) Die ungleiche Verteilung des Wohlstands führt zu einem großen 
Volumen Anlage suchenden Kapitals. 
 

2. Die Wirtschaft:  
Durch Finanzinnovationen wurde der Rest der Welt an den Risiken und 
schließlich der Finanzierung der amerikanischen Kreditvergabe beteiligt, 
wobei die intransparenten Finanzprodukte nach einem Bonus-System 
verkauft wurden. (Eine Immobilienkrise gab es nicht nur in den USA, 
unabhängig davon gab es z. B. auch einen Immobilien-Boom und -Bust in 
Spanien.) 
 

Was tun? 
Joseph E. Stiglitz schlägt vor, – neben “Keynes’schen“ Konjunkturprogrammen 
– wegen des Politik- und Marktversagens bei der Regulierung anzusetzen: „The 
design of regulatory structures and systems has to take into account  
a) asymmetries of information – the regulator often is at an informational 

disadvantage relative to the regulated;  
b) moral hazard – there are often problems in ensuring that the regulator’s 

behavior is consistent with social welfare, e.g. that he is not captured by 
those whom he is supposed to be regulating; and  

c) human fallibility – mistakes are inevitable, and one needs to minimize the 
costs of such mistakes. Well-designed regulations take into account the 
limitations of implementation and enforcement. While no regulatory system 
is perfect, economies with well-designed regulations can perform far better 
than those with inadequate regulation. Regulations can both enhance 
markets and protect those who might otherwise suffer in unregulated 
markets.” (Joseph E. Stiglitz, April 2009) 

 
Immerhin führten die Aktivitäten der amerikanischen Regierung und die 
Aktivitäten der europäischen, chinesischen etc. Regierungen dazu, dass diese 
Weltfinanzkrise deutlich besser bearbeitet wurde als die erste. 
 
Von der Weltfinanzkrise zur großen Rezession und zur Staatsschuldenkrise  

Das Platzen der Immobilienpreisblase in den USA führte wegen der globalen 
Vermarktung der Kreditverbriefungen zu einer weltweiten Kredit- und 
Bankenkrise. Am stärksten engagiert und deshalb auch von der Bankenkrise 
besonders betroffen waren die USA, Großbritannien, Island und Irland (vgl. 
auch Farnsworth/Irving 2012).  



15 

 

Die auf die Kreditkrise folgende große Rezession führte zu einem starken 
Rückgang der Exporte in Deutschland, China, Finnland und Schweden (vgl. 
auch Farnsworth/Irving 2012). Deutschland und China glichen dies aber durch 
Stimulierung des Binnenmarktes aus. Und Schweden und Finnland hatten den 
Umgang mit einer solchen Situation schon in der vorangegangenen 
skandinavischen Finanzkrise gelernt.  
Wegen der notwendigen Bankenrettungen („too big to fail“) aufgrund der 
Weltfinanzkrise und der erforderlichen Konjunkturprogramme wegen der 
großen Rezession gerieten viele Nationen in die Staatsverschuldung. Dies betraf 
wegen der großen Bankenkrisen insbesondere Irland, Island und schließlich 
auch Spanien. Wegen der geringen Wettbewerbsfähigkeit in der großen 
Rezession gerieten insbesondere Griechenland und Portugal ebenfalls in eine 
schwere Krise. Die Verschuldung Griechenlands war der Anlass zur folgenden 
Eurokrise, die einige Schwachpunkte der Konstruktion der Eurozone aufdeckte.  
 
Die Eurokrise 

Die Bankenrettungen und die Konjunkturprogramme führten zur Erhöhung der 
Staatsverschuldungen, welche als Stresstests wirkten  für die politisch 
vernünftige, aber in den Institutionen bis dahin noch nicht umfassend 
abgesicherte Europäische Währungsunion. In einer Währungsunion von 
heterogenen Ökonomien benötigt man politische und ökonomische Institutionen, 
um mit verschiedenen „Schocks“ umzugehen.  
Eichengreen (2010) vergleicht die Eurokrise nach dem Bekanntwerden des 
tatsächlichen Ausmaßes der griechischen Staatsverschuldung im Februar 2010 
mit der Vertrauenskrise nach dem Fall der Lehman Brothers in den USA im 
Herbst 2008.  
Bei der Bearbeitung der Eurokrise müssen die Zusammenhänge von Banken-, 
Staatsschulden- und Wachstumskrise immer mit bedacht werden (vgl. Jay C. 
Shambough, „The Euro’s Three Crises“), deshalb ist die Lösung so langwierig. 
Shambough diskutiert die Verwobenheit von (1) Bankenkrise, die zur (2) 
Staatsschuldenkrise führte, welche wiederum eine (3) Wachstumskrise zur Folge 
hatte, wobei wie in einem „vicious circle“ (Spirale nach unten) die dadurch 
fallenden Preise der Aktiva wiederum die Bankbilanzen schwächen etc. 
Umgekehrt schwächt die Konjunkturkrise die verschuldeten Staaten weiter, die 
Schwächung der Staaten führt zur Abwertung der Aktiva der Banken in Form 
von Staatsanleihen, die geschwächten Banken werden die Kreditvergabe 
einschränken und dadurch das Wachstum unterminieren. Wegen dieser 
Interdependenz der Probleme sind Maßnahmen, die eine Problemlage 
verbessern, aber gleichzeitig eine andere Problemlage verschlechtern, 
suboptimal. Shambough empfiehlt deshalb ein integriertes Maßnahmenpaket, 
das skizziert wie folgt lautet: 



16 

Regierungen in Defizitländern sollten die Steuern auf Arbeit reduzieren (statt 
auf Lohnsenkungen zu setzen)  und auf Konsum erhöhen. Gleichzeitig sollten 
Überschussländer wie Deutschland den Konsum stärken, um das Wachstum zu 
fördern. 
Die EZB sollte auch die langfristigen Zinsen senken. Ein höheres nominales 
BIP-Wachstum würde die Tragfähigkeit der Schulden erleichtern. 
Die EZB könnte ihre Politiken mit dem Ziel geringerer langfristiger 
Anleiherenditen verstärken. 
Die Banken könnten über EFSF-Fonds rekapitalisiert werden, um die 
wechselseitige Abhängigkeit von Staatsschulden- und Bankenkrise zu 
verringern. 
Überschussländer wie Deutschland könnten fiskal expandieren, was durch 
stärkeres Wachstum anschließend allen zu Gute käme. 
Dieses Maßnahmenpaket würde das Wachstum in der Eurozone durch 
fiskalische, Bankenrekapitalierungs- und monetäre Politiken stärken. Die 
bisherige Beschränkung auf die Reduzierung der Staatsausgaben in den 
Krisenländern führt zu suboptimalen Ergebnissen. Eine Bankenregulation und    
-überwachung werden übergreifend für die ganze Eurozone benötigt. Ferner 
würde eine gemeinsame risikoarme Anleihe der gesamten Eurozone in 
Unterscheidung zu riskanteren Anleihen mit höheren Renditen die 
wechselseitige Abhängigkeit von Staatsschulden- und Bankenkrise reduzieren. – 
Eine Währungsunion muss gemäß diesen Argumenten von Shambough (2012) 
durch eine Finanzunion (nicht eine Fiskalunion) komplettiert werden.  
Die große Linie für die EU als politisches Projekt wäre ein gemeinsamer 
„Marshallplan“ für die „Krisenländer“, ein europäisches Brainstorming zu den 
fruchtbarsten Investitionen in diesen Ländern und den günstigsten 
Möglichkeiten der Umsetzung.  
Die erhöhten Staatsverschuldungen erzeugen Druck, der in einigen 
Gesellschaften auf die sozialen Sicherungssysteme weitergeleitet wird. Soziale 
Sicherungssysteme sind andererseits automatische Stabilisatoren in den 
Konjunkturkrisen. Es gibt auch weitere gute Gründe, die Systeme zur Förderung 
und Pflege des „Humankapitals“ weiterzuentwickeln. 
Die Auswirkungen der Finanzkrise lassen sich gut an Hand der Performanz bzgl. 
der gesellschaftlich wünschenswerten Ziele untersuchen: Wohlstand; 
ökologische Nachhaltigkeit; Innovation; soziale Sicherung durch 
Unterstützungsleistungen im Risikofall sowie vorsorgend durch 
Bildungsinvestitionen; Anerkennung der Besonderheiten (Frauenfreundlichkeit 
und Migrantenfreundlichkeit); Gleichheit der Teilhabe; soziale Integration; 
Autonomie („freedom of choice and capabilities”). Im Folgenden wird dies für 
den Wohlstand (durchschnittlichen Lebensstandard) ausgearbeitet. 
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4. Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den 
betrachteten Ländern und Wohlfahrtsregimen 

4.1 Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den Ländern  des 
sozialdemokratischen Wohlfahrtsregimes Skandinaviens 

Die sozialdemokratische Wohlfahrtslogik 
Gemäß der sozialdemokratischen Wohlfahrtslogik basiert die soziale Sicherung 
in Skandinavien auf dem Universalismus der gleichen Teilhabe aller 
Staatsbürger (im Unterschied etwa zur Status-konservierenden Wohlfahrtslogik 
Kontinentaleuropas). Dieses Modell ist von den Gewerkschaften und der 
Sozialdemokratie in Kooperation mit der Frauenbewegung entwickelt worden 
und wurde unter Mitte-Rechts-Regierungen bisher nur mit dem Ziel der 
Kosteneindämmung effektiviert. Die sozialen Sicherungssysteme sind 
umfassend, zur Finanzierung wird eine hohe Erwerbsquote durch aktive 
Arbeitsmarktpolitik für Männer und Frauen betrieben. Durch hohe Investitionen 
in Bildung sowie Forschung und Entwicklung wird die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft gestärkt. Die umfassenden sozialen Sicherungssysteme haben den 
ökonomischen Aspekt, dass sie in Konjunkturkrisen als automatische 
Stabilisatoren wirken. 
 
Abbildung 4-1: Die Wohlstandsentwicklung im sozialdemokratischen  
       Wohlfahrtsregime Skandinaviens 
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Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den einzelnen 
Ländern 
Norwegen mit seinem Ölreichtum liegt im Lebensstandard regelmäßig vorn, es 
folgen Schweden und Dänemark sowie zuletzt Finnland, das stark 
exportabhängig ist und im letzten Jahrzehnt Exportanteile verloren hat, da Nokia 
den Smartphone-Trend verpasste und außerdem wegen der weltweiten 
Digitalisierung die Nachfrage nach Papier sinkt. Nach der Weltfinanzkrise 
überholte Schweden das Nachbarland Dänemark im Lebensstandard. Alle 
sozialdemokratischen Länder erlitten im Krisenjahr 2009 einen Einbruch, von 
dem sie sich aber alle inzwischen wieder erholt haben.  
Die sozialdemokratischen Länder Skandinaviens liegen insgesamt im 
durchschnittlichen Wohlstand mit an der Spitze. Mit der hohen 
Wettbewerbsfähigkeit ihrer Exportwirtschaften aufgrund starker Investitionen in 
Forschung und Entwicklung sowie mit automatischen Stabilisatoren in 
Konjunkturkrisen durch ausgebaute Sozialsysteme sind die Länder mit 
sozialdemokratischer Wohlfahrtslogik alle gut aus der Krise herausgekommen. 
 

4.2 Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den Ländern   des 
konservativen Wohlfahrtsregimes Kontinentaleuropas 

Die Status-konservierende Wohlfahrtslogik 
Verglichen mit der universalistisch-sozialdemokratischen und mit der 
wirtschaftsliberalen Wohlfahrtslogik sind die Institutionen im Geiste der Status-
konservierenden Wohlfahrtslogik moderater ausgestaltet. Die Systeme sozialer 
Sicherung sind gemäß Esping-Anderson (1990) Status-konservierend in dem 
Sinne, dass die sozialen Leistungen bei Eintreten eines “Risikos“ 
(Arbeitslosigkeit, Krankheit, Alter etc.) proportional sind zu dem im 
Erwerbsleben erreichten Erwerbsstatus und –einkommen. Dies entspricht 
Leitvorstellungen von Leistungsgerechtigkeit, während die universalistisch-
sozialdemokratische Wohlfahrtslogik idealtypisch von der Gleichheit der 
Staatsbürgerrechte her argumentiert und die wirtschaftsliberale von der 
Autonomie sowie Eigenverantwortung des Individuums in Markt- und 
Wettbewerbsgesellschaften. Die soziale Absicherung in Status-konservierenden 
Ländern liegt im Durchschnitt bei mittleren Lohnersatzraten im Vergleich zu 
den hohen universalistisch-sozialdemokratischen und den niedrigen 
wirtschaftsliberalen Lohnersatzraten. Ökonomisch beinhaltet dies moderate 
Stabilisierungen durch die sozialen Sicherungssysteme in Konjunkturkrisen (mit 
steigender Arbeitslosigkeit etc.). Spezifischer wirkt der Gesichtspunkt der 
Exportorientierung eines Landes. Da die Bundesrepublik fast Exportweltmeister 
ist, stürzte sie mit dem Weltmarkt in der Krise stark ab, nutzte andererseits aber 
auch die globale Erholung zu einem starken Wiederaufstieg über die Exporte. 
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Abbildung 4-2: Die Wohlstandsentwicklung im konservativen Wohlfahrtsregime 
       Kontinentaleuropas 

 
 
 
Abbildung 4-3: Die Wohlstandsentwicklung im konservativen Wohlfahrtsregime   
        Kontinentaleuropas (ohne Luxemburg) 
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Wenn man in Erweiterung von Esping-Anderson noch die Geschlechterrollen 
als Gesichtspunkt für die konservative Wohlfahrtslogik hinzunimmt, dann haben 
die konservativen Gesellschaften Kontinentaleuropas eine eher niedrigere 
Frauenerwerbsbeteiligung als die universalistisch-egalitären Gesellschaften 
Skandinaviens und als die wirtschaftsliberalen angelsächsischen Gesellschaften. 
In dieser Hinsicht bleiben die Gesellschaften Kontinentaleuropas noch unter 
ihren Möglichkeiten, auch im Hinblick auf den Wohlstand. 
 
Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den einzelnen 
Ländern 
Im durchschnittlichen Lebensstandard liegt das internationale Finanzzentrum 
Luxemburg deutlich vor den anderen konservativen Ländern (ist allerdings als 
Stadtstaat schwierig zu vergleichen), ferner liegen von den konservativen 
Ländern noch die Schweiz und die Niederlande vor der Bundesrepublik. Nach 
der Weltfinanzkrise hat Deutschland Belgien und schließlich auch Österreich im 
Lebensstandard überholt. Frankreich liegt im Lebensstandard hinter Belgien am 
Schluss der konservativen Länder. 
In Luxemburg dominiert der Finanzsektor, die Summe der Bankbilanzen beträgt 
ca. das 20-fache des BIP. Dennoch war der Bankensektor hinreichend reguliert, 
sodass Luxemburg gut durch die Finanzkrise gekommen ist. Der IMF empfiehlt 
aber eine Diversifizierung der Ökonomie über den Finanzsektor hinaus. 
Die Gesamtproduktivität der Schweizer Volkswirtschaft ist weltweit eine der 
höchsten, was vor allem auf den Dienstleistungssektor, der ca. zwei Drittel des 
gesamten Bruttoinlandsproduktes erzeugt, und hier u.a. auf den Bankensektor 
zurückzuführen ist. Hinzu kommt, dass trotz des hohen Lohnniveaus die 
Arbeitskosten geringer sind als in anderen Ländern, da Lohnneben- und 
Sozialversicherungskosten vergleichsweise niedrig sind. Zudem ist die 
Arbeitszeit in der Schweiz höher als in anderen europäischen Ländern. 
Insgesamt steht die ökonomische Performanz der Schweiz mit an der Spitze. 
In den Niederlanden waren die Immobilienpreise seit 2008 um 20 % gefallen 
und die durchschnittliche Verschuldung der Privathaushalte war auf 270 % des 
verfügbaren Einkommens in 2010 gestiegen, einer der höchsten Werte in den 
entwickelten Volkswirtschaften. Die eigentlich gute ökonomische Performanz 
der Niederlande mit hohem Lebensstandard und geringer Arbeitslosigkeit ist 
durch die Weltfinanzkrise also auch beeinträchtigt worden. Inzwischen aber 
befinden die Niederlande sich wieder auf einem stabilen Wachstumspfad. 
Die deutsche Wirtschaft hat die Finanz- und Wirtschaftskrise gut überstanden. 
Diese Entwicklung ist auf eine erfolgreiche Krisenpolitik zurückzuführen. Mit 
einer keynesianischen Ausgabenpolitik wurde die Binnennachfrage gestärkt und 
angeschlagene Banken wurden mit einem Hilfspaket gestützt. Durchgeführt 
wurden die umfassenden Maßnahmen im Rahmen zweier staatlicher 
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Konjunkturpakete, die u. a. die Abwrackprämie für Automobile sowie die 
Senkung des Krankenkassenbeitrages und des Einkommensteuertarifes 
beinhalteten. Zudem wurde mit Hilfe staatlicher Unterstützung flexible 
Beschäftigungsformen (Kurzarbeit, Zeitarbeit, Arbeitszeitkonten etc.) zur 
Einsparung von Lohnkosten geschaffen bzw. ausgeweitet und den Unternehmen 
dadurch das Halten der Stammbelegschaft erleichtert. 
Die öffentlichen Brutto-Schulden Österreichs sind in Folge der Finanzkrise 
schrittweise auf  85,5 % des BIP in 2015 gestiegen und lagen  in 2017 noch bei 
78,4 % des BIP. Die hohe Staatsverschuldung ist ein Schwachpunkt der 
österreichischen Wirtschaft.  
Die Restrukturierung der Banken hat Belgien ca. 1 % des BIP gekostet. Die 
öffentlichen Brutto-Schulden sind stark gestiegen und lagen in 2017 bei immer 
noch zu hohen ca. 103,3 %. Die Regierung hat aber u.a. die Umgestaltung der 
Besteuerung als Anreiz zur Schaffung neuer Arbeitsplätze bereits eingeleitet. 
Das BIP Frankreichs wuchs nach der Weltfinanzkrise nur noch geringfügig. Die 
Ursachen lagen u.a. im Verlust an Wettbewerbsfähigkeit durch vergleichsweise 
hohe Arbeitskosten, was sich im Verlust von Exportanteilen zeigt. Die 
öffentlichen Brutto-Schulden sind auf  96,3 % des BIP in 2016 gestiegen. 
Wegen der verbesserten äußeren Bedingungen (niedriger Ölpreis, niedrige 
Kreditzinsen etc.) wuchs das BIP in 2015 und 2016  um 1,1 % und 1,2 %. U.a. 
durch eine Liberalisierung des Arbeitsrechts will die neue Regierung unter 
Emmanuel Macron (ab 05/2017) eine Reduktion der Arbeitslosigkeit und eine 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit Frankreichs erreichen. In 2017 stieg das 
Wachstum auf ca. 2,3 %. 
Die Entwicklung des Wohlstandsniveaus in den konservativen Ländern 
Kontinentaleuropas im Umfeld der Weltfinanzkrise verläuft überwiegend 
parallel, nur auf leicht unterschiedlichen Wohlstandsniveaus. Von dem Einbruch 
im Krisenjahr 2009 haben sich alle konservativen Länder inzwischen wieder gut 
erholt.  
 

4.3 Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den Ländern  des 
wirtschaftsliberalen angelsächsischen Wohlfahrtsregimes 

Die wirtschaftsliberale Wohlfahrtslogik 
Die Logik der Produktion und Verteilung von Wohlfahrt basiert im 
wirtschaftsliberalen Wohlfahrtsregime idealtypisch auf den Leitvorstellungen 
der Eigenverantwortung der Individuen sowie der Effektivität von Wettbewerb 
und Märkten. Dies führt zur Arbeitsmarktintegration der ganzen Bevölkerung – 
allerdings mit einem hohen Anteil von „working poor“ – und durch den 
Wettbewerb auch zu einem relativ hohen durchschnittlichen Wohlstand, der aber 
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sehr ungleich verteilt ist, da der Staat nach den wirtschaftsliberalen 
Leitvorstellungen möglichst wenig in die Märkte eingreifen sollte. Für die 
Weltfinanzkrise sind gemäß diesen Mechanismen steilere Anstiege der 
Arbeitslosigkeit in der Krise, aber auch flexible Reaktionen der Bevölkerung 
und zum Teil auch der Regierungen zu erwarten, wobei letztere die 
Arbeitslosigkeit der potenziellen Wähler in Grenzen halten wollen.  
 
Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den einzelnen 
Ländern 
Im Wohlstandsniveau führten die USA bis etwa 2015 als Weltmacht Nr. 1 mit 
der Leitwährung des Welthandels (Barry Eichengreen: „Exorbitant Privilege“. 
2010) bei den wirtschaftsliberalen Ländern. Die USA sind mit ihrer sehr 
expansiven Geldpolitik und Wachstumsstimulierung viel besser aus der Krise 
herausgekommen als die konservativ-liberale Regierung des Vereinigten 
Königreichs  mit ihrer zu einseitigen Austeritätspolitik. Die neue US-Regierung 
unter Donald Trump senkte aber die Unternehmenssteuern, weshalb sich die 
hohe Staatsverschuldung der USA weiter erhöhen wird. 
Der Absturz in der Weltfinanzkrise war in Irland am tiefsten, das seinen groß 
dimensionierten Finanzsektor nicht hinreichend regulierte und kontrollierte. 
Aber mit der Stärke seines Exportsektors hat Irland die Krise bereits 
überwunden und steht jetzt im durchschnittlichen Wohlstand sogar an der Spitze 
aller 43 betrachteten Länder, wobei die Rückverlagerung multinationaler 
Unternehmen nach Irland eine zentrale Rolle spielt. 
 
Abbildung 4-4: Die Wohlstandsentwicklung im wirtschaftsliberalen   
       angelsächsischen Wohlfahrtsregime 
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Australien profitierte vom Handel mit dem stark wachsenden China, das zur 
Stabilisierung der Weltwirtschaft beitrug. Und Kanada zeigte, wie man mit 
einem gut regulierten Bankensektor erfolgreich durch eine Finanzkrise kommt.  
Das noch stärker agrarisch geprägte Neuseeland liegt im Wohlstand gegenüber 
den anderen wirtschaftsliberalen Ländern etwas zurück. Neuseeland hatte 
zusätzlich erschwerte Bedingungen durch zwei Erdbeben 2010/2011, ist aber 
mit seinen Wiederaufbauprogrammen inzwischen wieder in wirtschaftlicher 
Erholung.  

4.4  Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den Ländern 
 des familistischen Wohlfahrtsregimes Südeuropas 

Die familistische Wohlfahrtslogik 
In den familistischen Ländern Südeuropas dominieren eher traditionelle 
Leitvorstellungen. Entsprechend ist die Innovationsfähigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit eher gering. U.a. aufgrund der Touristikbranche ist dann 
der Wohlstand etwas höher, als die Innovationsfähigkeit erwarten ließe. Die 
sozialen Sicherungssysteme des europäischen Südens sind Status-konservierend 
wie in Kontinentaleuropa, aber nur auf einem rudimentären 
Absicherungsniveau. Den Familien wird die Aufgabe der Betreuungsarbeit 
zugedacht, aber Familien werden gleichzeitig vom Staat im internationalen 
Vergleich besonders wenig unterstützt. Der Begriff „familistisch“ ist also ein 
Euphemismus, die sehr geringen Geburtenraten sind ein Hinweis auf die 
Überbelastung der Frauen in den Familien, denen viele Aufgaben zugedacht 
sind, ohne dass sie hinreichend unterstützt werden. Die Schwäche der 
Verwaltungen beeinträchtigt auch die nachsorgenden Sicherungssysteme. Die 
vorsorgenden Bildungssysteme sind ebenfalls relativ schwach ausgebaut, sodass 
die Chancengleichheit eher gering und die Armutsquoten sowie 
Einkommensungleichheit eher hoch sind. Aufgrund der Prägung durch die 
katholische bzw. orthodoxe Kirche sind die Geschlechterrollen traditionell und 
die Frauenfreundlichkeit gering. Wegen der traditionellen Geschlechterrollen ist 
die Integration der Frauen in das Beschäftigungssystem überwiegend 
vergleichsweise schwach. Gleiches gilt für die Integration in den Arbeitsmarkt, 
wobei wegen des starken Schutzes der „Insider“ die Jugendarbeitslosigkeit 
überproportional hoch ist und wiederum zum Teil von den Familien aufgefangen 
werden muss.  
 
Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den einzelnen 
Ländern 
Die familistischen Länder Südeuropas haben sich in den Härtetests der 
Weltfinanzkrise und der Eurokrise als am wenigsten wettbewerbsstark erwiesen. 
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Als Ausnahme steht Malta im Lebensstandard inzwischen an der Spitze der 
familistischen Länder, wobei das Geschäftsmodell Maltas allerdings auf der 
besonders niedrigen realen Besteuerung ausländischer Investitionen beruht. 
Spanien hatte neben der Weltfinanzkrise zusätzlich eine selbst verursachte 
Immobilienkrise zu bewältigen. Aus Anlass der Osterweiterung der EU handelte 
Spanien eine Erhöhung der Mittel zur Regionalförderung aus, von denen 
Spanien stark profitierte. Die Mittel führten aber zu einem spekulativen 
Immobilienboom, der u. a. in Folge der von den USA ausgehenden 
Weltfinanzkrise abrupt endete.  
In Italien hinterließen die häufig wechselnden Regierungen eine viel zu hohe 
Staatsverschuldung. Seit Februar 2014 versuchte die neue Regierung, der 
wirtschaftlichen Entwicklung Italiens mehr Dynamik zu verleihen. Im 
Dezember 2016 gab es innerhalb der Regierung einen weiteren Wechsel im Amt 
des Ministerpräsidenten. In 2017 wurde Italien im Lebensstandard von Spanien 
überholt. Nach den Wahlen im März 2018 übernahm eine Koalition der Fünf-
Sterne-Bewegung und der rechtspopulistische Lega die Regierung. 
In Zypern sind die Banken durch ihr sehr starkes Engagement in Griechenland 
mit der Krise Griechenlands auch in die Schieflage geraten. Zu den Pluspunkten 
bei der Bewältigung der Krise gehören aber gemäß IMF Zyperns gut 
qualifizierte Arbeitskräfte und eine gut entwickelte Wettbewerbsfähigkeit.  
 
Abbildung 4-5: Die Wohlstandsentwicklung im familistischen Wohlfahrtsregime 
        Südeuropas 
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konnte Portugal das von der EU und vom IMF unterstützte 
Konsolidierungsprogramm erfolgreich abschließen. In  2016 erreichte Portugal 
ein Wachstum des BIP von 1,5 %. Bis Dezember 2016 ging die Arbeitslosigkeit 
wieder auf 10,2 % zurück (EU28: 8,2 %), die Jugendarbeitslosigkeit auf 26,4 % 
(EU28: 18,6 %) (vgl. Eurostat 2017). Das Haushaltsdefizit der Regierung wurde 
von 10,2 % des BIP im Krisenjahr 2009 auf 2,0 % in 2016 reduziert. In 2017 
verließ Portugal damit das Defizitverfahren der EU. Die öffentlichen Brutto-
Schulden stiegen von 83,1 % des BIP im Krisenjahr 2009 auf 130,2 % in 2014 
und wurden bis 2017 auf 125,7 %  reduziert. 
In den Härtetests der Weltfinanzkrise und der Eurokrise erwiesen sich die 
Institutionen  Griechenlands als am wenigsten wettbewerbsstark. Im Oktober 
2009 gab die neue sozialistische Regierung das tatsächliche Ausmaß der 
Verschuldung Griechenlands bekannt, die früheren Angaben waren nicht 
korrekt. Die Staatsverschuldung wurde von 99,6 % auf schließlich 126,8 % des 
BIP korrigiert (vgl. z.B. Matsaganis 2011). Die Reaktion der Finanzmärkte auf 
die korrigierten Zahlen zwang Griechenland schließlich im Mai 2010 zur 
Annahme von umfangreichen Finanzhilfen gegen Sanierungsauflagen durch die 
Europäische Kommission, die Europäische Zentralbank und den Internationalen 
Währungsfonds. Nur mit diesen Finanzhilfen und später einem partiellen 
Schuldenverzicht der privaten Gläubiger ließ sich der Staatbankrott 
Griechenlands abwenden. Die Hauptursachen der hohen Defizite lagen gemäß 
IMF in dem zu hohen Anstieg der Löhne und insbesondere der Renten im 
Kontext der Eurozone. Mit einem Wirtschaftswachstum von 1,7 % in 2017 und 
voraussichtlich ca. 2,0 % in 2018 sowie einem Rückgang der Arbeitslosigkeit 
zeichnet sich nun eine Trendwende ab. Ein digitales Einwohnerregister wird 
künftig die Rentenversicherung unterstützen. Ein Katasteramt steht vor der 
Fertigstellung. Etc. Eine Reihe wichtiger Reformen sind also bereits eingeleitet. 
Generell ist wegen der eher traditionellen Leitvorstellungen die 
Frauenerwerbstätigkeit im familistischen Südeuropa (außer in Portugal) noch 
nicht stark genug entwickelt, was auch das ökonomische Potential 
beeinträchtigt. Die Verwaltungen sind i.a. noch nicht hinreichend rational und 
effizient, dies gilt auch für die Steuerverwaltung, bei der sich viele 
Wohlhabende auf Kosten des Gemeinwesens der Besteuerung entziehen. In den 
sozialen Sicherungssystemen setzt Südeuropa die Priorität zu stark auf die 
Insider des Arbeitsmarkts und zu wenig auf die Vorsorge durch Bildung und 
Ausbildung sowie auf Investitionen in Forschung und Entwicklung. Insgesamt 
ist die Wettbewerbsfähigkeit Südeuropas dadurch geringer und kann im Kontext 
der Währungsunion nicht mehr durch Währungsabwertungen bearbeitet werden, 
sondern muss vor allem durch Lohnanpassungen ausgeglichen werden, was auch 
die Regierungsfähigkeit beeinträchtigt. 
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4.5 Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den         
postsozialistischen Ländern Osteuropas 

Zur Wohlfahrtslogik der postsozialistischen Länder Osteuropas 
Die Logik der Produktion und Verteilung von Wohlfahrt in den 
postsozialistischen Ländern Osteuropas befindet sich in einem Prozess der 
Ausdifferenzierung. Während Slowenien mit überwiegend Mitte-Links-
Regierungen am ehesten einen Weg der Sozialpartnerschaft gewählt hat und die 
baltischen Staaten mit Mitte-Rechts-Regierungen einen wirtschaftsliberalen 
Kurs, rangieren die vier Visegrád-Ländern mit häufig wechselnden Regierungen 
dazwischen (vgl. z.B. Bohle und Greskovits, 2007). Bulgarien und Rumänien 
sind sozioökonomisch und im EU-Beitritt Nachzügler. Das neue EU-Mitglied 
Kroatien (ab 07/2013) liegt im Wohlstandsniveau zwischen  Rumänien und 
Bulgarien, das prospektive EU-Mitglied Serbien rangiert im Wohlstand noch 
deutlich dahinter am Schluss dieser Ländergruppe. Russland schließlich, das 
dem Staatssozialismus das Modell geliefert hat, weist inzwischen eine 
Ungleichheit auf, die ähnlich hoch ist wie in den wirtschaftsliberalen USA. Im 
Wohlstandsniveau liegt es hinter Polen, Ungarn und Lettland.  
 
Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den einzelnen 
Ländern 
Tschechien steht inzwischen im Wohlstand vor Slowenien an der Spitze der 
postsozialistischen Länder Osteuropas. Das tschechische Bankensystem basiert 
auf einheimischen Einlagen und ist sehr gut durch die Krise gekommen. Die 
Verschuldung der Unternehmen und Haushalte ist gering.  
Die Entwicklung Sloweniens nach 1989/90 war von den postsozialistischen 
Ländern zunächst relativ am erfolgreichsten, seit einigen Jahren ist sie allerdings 
auch von einer Bankenkrise betroffen. Der Schlüssel zum relativen Erfolg 
Sloweniens war die Sozialpartnerschaft. Seit Dezember 2013 ist auf der Basis 
eines Stresstests bekannt, dass das Bankensystem stark unterkapitalisiert ist. 
Slowenien steht damit inzwischen auch vor einer großen ökonomischen 
Herausforderung.  
U.a. mit einer Unternehmensbesteuerung von nominal 19 % hat die Slowakei 
viele ausländische Direktinvestitionen angezogen, die zu hohen Wachstumsraten 
des BIP beitrugen. Der Bankensektor basiert auf einheimischen Einlagen und 
kam unbehelligt durch die Eurokrise. Deshalb steht die Slowakei schon seit 
einigen Jahren im Lebensstandard auf dem dritten Platz der postsozialistischen 
Länder Osteuropas. 
Das BIP Litauens ist nach einem scharfen Einbruch von 14,8 % im Krisenjahr 
2009 anschließend bereits wieder stark gewachsen, wobei das Exportwachstum 
durch einen starken Rückgang der Nominallöhne gefördert wurde. Auch die 
nominale Unternehmensbesteuerung von 15 % begünstigt den starken Export-
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sektor. Das Bankensystem befindet sich zu einem hohen Anteil in 
ausländischem (vor allem  skandinavischem) Eigentum. Die Konsolidierung 
verlief überwiegend über Kürzungen der Löhne und Sozialleistungen. Insgesamt 
steht Litauen inzwischen im durchschnittlichen Wohlstand an vierter Stelle der 
postsozialistischen Länder Osteuropas. 
 
Abbildung 4-6: Die Wohlstandsentwicklung in den postsozialistischen  
                 Ländern Osteuropas 
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Das BIP Polens stieg auch im Krisenjahr 2009 noch um 1,6 %, in den folgenden 
Jahren ist es noch stärker gewachsen. Dies gelang insbesondere mit 
Investitionen in die Infrastruktur und Exporte. Insgesamt ist Polen 
vergleichsweise gut durch die Krise gekommen und erzielte wegen der relativ 
starken Orientierung auf den Binnenmarkt sogar im Krisenjahr 2009 noch 
Wachstum. Damit steht Polen beim Lebensstandard inzwischen auf dem 
sechsten Platz der postsozialistischen Länder Osteuropas. 
Das BIP Ungarns ist nach einem starken Einbruch um 6,8 % im Krisenjahr 2009 
in den folgenden Jahren wieder gewachsen. Zu den Rahmenbedingungen 
Ungarns gehört momentan die rechtspopulistische Regierung unter Viktor Orbán 
(seit der Wahl 04/2010). Im August 2013 bezahlte Ungarn vorzeitig einen Kredit 
des IMF zurück, wohl auch, um die kritischen Einlassungen des IMF zu 
beenden. Ungarn liegt im Lebensstandard inzwischen auf dem siebten Platz 
dieser Ländergruppe. 
Das BIP Lettlands ist nach dem radikalen Einbruch um 17,7 % im Krisenjahr 
2009 in den folgenden Jahren wieder stark gewachsen. D.h. Lettland hat sich 
von dem starken Einbruch beachtlich gut erholt. Die Unternehmensbesteuerung 
beträgt nominal 15 % und hat die Entwicklung eines starken Exportsektors 
begünstigt. Lettland ist als Ergebnis seiner erfolgreichen Konsolidierung am 
01.01.2014 der Eurozone beigetreten. Im Lebensstandard liegt Lettland 
inzwischen vor Russland. 
Das BIP Russlands ist nach einem Einbruch um 7,8 % im Krisenjahr 2009 in 
den folgenden Jahren stark gewachsen. Dabei profitierte Russland stark von 
seinem natürlichen Reichtum und den hohen Ölpreisen, was andererseits eine 
Verletzlichkeit gegenüber dem Weltmarkt beinhaltet. Mit dem Sinken der 
Ölpreise sank auch der Wohlstand Russlands.  
Das BIP Rumäniens ist nach einem Einbruch um 6,6 % im Krisenjahr 2009 mit 
Hilfe der Unterstützung durch den IMF, die Weltbank und die EU ab 2011 
wieder gewachsen. Auch Rumänien hat eine niedrige 
Unternehmensbesteuerung, und zwar von nominal 16%. Rumänien befindet sich 
inzwischen auch auf einem Wachstumspfad und liegt im durchschnittlichen 
Wohlstand etwas vor Kroatien. 
Das BIP Kroatiens, das seit Juli 2013 der EU angehört, ist im Krisenjahr 2009 
um 6,9 % eingebrochen. Auch in 2010 bzw. in 2012 gab es Rückgänge im BIP. 
Kroatien braucht also dringend Unterstützung von der EU. Gemäß Bartlett 
(2007) gehört Kroatien im westlichen Balkan zu den frühen Reformern in 
Richtung Marktwirtschaft. Kroatien hat ein Bismarck’sches Gesundheitssystem 
und gibt relativ viel für Gesundheit aus, aber weniger für Bildung und 
Ausbildung. Inzwischen befindet sich aber auch Kroatien auf einem 
Wachstumspfad und liegt im durchschnittlichen Wohlstand zwischen Rumänien 
und Bulgarien. 
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Das BIP Bulgariens ist nach einem Einbruch um 5,5 % im Krisenjahr 2009 nur 
schwach gewachsen. Auch Bulgarien agiert mit einer sehr niedrigen 
Unternehmensbesteuerung, und zwar von nominal 10 %. Zu den Rahmen-
bedingungen Bulgariens gehören instabile politische Verhältnisse. Bulgarien 
wächst schwächer als Rumänien und liegt im durchschnittlichen Wohlstand auf 
dem zwölften Platz der postsozialistischen Länder Osteuropas. 
Die Wohlstandsentwicklung des prospektiven EU-Mitglieds Serbien verläuft 
noch deutlich unterhalb der von Bulgarien. Serbien gehört gemäß Bartlett (2007) 
zur Gruppe der späten Reformer im westlichen Balkan, die den geringsten 
Anteil privatwirtschaftlicher Aktivitäten aufweisen. Der informelle Sektor ist 
groß und im formellen Sektor werden die Insider des Arbeitsmarktes stark 
geschützt. Die Leistungen zur sozialen Sicherung sind gering. Serbien wies ein 
mäßiges Wachstum auf und liegt im durchschnittlichen Wohlstand auf dem 
letzten Platz der postsozialistischen Länder Osteuropas. In 2016 zeigten sich 
erste Erfolge des Stand-by Arrangements mit dem IMF in Form einer 
Wachstumsrate von 2,8 %.  

Fazit  
Auf das staatssozialistische Erbe reagierten viele Länder Osteuropas mit einer 
bewussten Abwendung von den im Wohlstandsergebnis wenig erfolgreichen 
staatssozialistischen Mechanismen. Die mangelnde Effektivität der 
kommunistischen Planwirtschaften mit zu geringer Verwendung von 
Marktmechanismen z. B. durch Marktpreise zeigte sich in der Ausgangslage, 
dass die postsozialistischen Länder mit dem im Regimevergleich 
durchschnittlich geringsten Wohlstand starteten. Da aber einige der 
osteuropäischen Länder innovativer sind als  einige Länder des Südens, findet 
bereits ein Prozess des Aufholens und Überholens im Wohlstand statt. Weil die 
Priorität auf das Wirtschaftswachstum gelegt wird, sind die nachsorgenden 
Ausgaben des Sozialstaates für den Risikofall überwiegend schwach entwickelt. 
Die Gleichheit der Teilhabe ist in Tschechien und Slowenien stärker ausgeprägt, 
da die Entwicklung nicht von der wirtschaftsliberalen Richtung dominiert 
wurde, sondern die Machtverhältnisse eher ausgewogener sind. Bei der 
Befähigung der Bevölkerung zur Autonomie auf Basis eines hohen 
Bildungsstandes liegen die postsozialistischen Länder i. a. zurück, da die 
Priorität zu einseitig auf Wirtschaftswachstum gesetzt wird. Bei der 
Frauenfreundlichkeit entsprechen die baltischen Staaten am ehesten dem 
egalitären Erbe, während in den Ländern Mitteleuropas traditionelle 
Geschlechterrollen aufgrund konfessioneller Traditionen wieder stärker zum 
Vorschein kommen, wobei der allgemeine Modernisierungstrend aber für alle 
Länder gilt. Osteuropa nimmt kaum Migranten auf, weil es durch die eigenen 
Probleme absorbiert ist. Auch die Zivilgesellschaft ist noch zu wenig entwickelt.  
In der Weltfinanzkrise stürzten die wirtschaftsliberalen Länder des Baltikums 
am stärksten ab, haben sich aber alle beachtlich erholt und sind stark genug für 
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die Eurozone. Polen hat auch den Binnenmarkt stark entwickelt und erzielte 
damit sogar im Krisenjahr 2009 noch ein Wachstum des Wohlstandes. 

4.6 Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in der Türkei 

Die Wohlfahrtslogik der Türkei 
Die Logik der Produktion und Verteilung der Wohlfahrt ist in der Türkei geprägt 
durch traditionelle Wertvorstellungen. Der Nationalstaat und die patriarchalen 
Familienverbände sind die zentralen Wohlfahrtsinstitutionen. Das 
Spannungsverhältnis zwischen säkularem Staat und religiösen Traditionen birgt 
immer wieder Konflikte. Die Türkei hat sich  gewandelt von einem vom Militär 
dominierten säkularen Staat zu einem vom gemäßigten Islamismus dominierten 
Staat, der auch das Militär der zivilen Justiz unterstellt. In den letzten Jahren 
nehmen die autoritären Tendenzen stark zu. 
 
Abbildung 4-7: Die Wohlstandsentwicklung in Ostasien, der Türkei und den 
        Schwellenländern 

 
 
Bisher waren die politischen Prioritäten auf wirtschaftlichem Wohlstand und 
Wachstum ausgerichtet, der Sozialstaat blieb rudimentär. Die Bereitstellung von 
Betreuungsarbeit ist deshalb zu einem hohen Anteil die Aufgabe der 
Familienverbände. Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung ist traditionell und 
entspricht noch stark dem Modell: männlicher Ernährer, weibliche 
Betreuungsarbeit. Mit einer sehr geringen Frauenerwerbsquote liegt die Türkei 
bei der Frauenfreundlichkeit insgesamt auf dem vorletzten Platz der betrachteten 
Länder (vor Indien). Mit der wirtschaftlichen Modernisierung geht aber wie in 
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allen Ländern auch eine allmähliche Modernisierung der Geschlechterrollen 
einher. Der rudimentäre Wohlfahrtsstaat ist partikularistisch nach 
Wirtschaftsbereichen strukturiert und residual wie in Südeuropa. Es herrscht ein 
Klientelismus in der Form, dass lokale politische Führer Ressourcen verteilen, 
um Unterstützung zu gewinnen(vgl. Gal 2010, S.294). Die Wohlfahrtslogik der 
Türkei ähnelt am ehesten der Ausgestaltung in den familistischen Staaten des 
europäischen Südens, von denen die Türkei sich durch die stärkere Ausprägung 
traditioneller Werte und einen geringeren sozioökonomischen Entwicklungs-
stand unterscheidet. Und das Verhältnis zur kurdischen Minderheit ist noch 
weniger gelöst als die Minderheitenprobleme in den bisherigen EU-Staaten. 

Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in der Türkei 
Das BIP der Türkei ist nach einem Rückgang um 4,8 % im Krisenjahr 2009 in 
2010 bzw. 2011 sehr stark gewachsen, wobei die Exporte einen großen Beitrag 
leisteten. In 2015 lag das Wachstum bei 4,0 %, ging aber in 2016 infolge der 
politischen Turbulenzen auf 3,2 % zurück. Die Arbeitslosenquote ist von 9,7 % 
in 2008 auf 12,5 % im Krisenjahr 2009 gestiegen und betrug Ende 2016 11,7 % 
(EU28: 8,2 %). Die Jugendarbeitslosigkeit hat sich bis Ende 2016 verschlechtert 
auf 21,4 % und rangiert inzwischen über dem EU28-Durchschnitt von 18,1 %. 
Verletzlich ist die Türkei am ehesten durch die externe Brutto-Verschuldung in 
der Größenordnung von ca. 53,2 % des BIP in 2017 (gemäß IMF 04/2018).  
Die Wirtschaft der Türkei ist im Krisenjahr 2009 also mit ca. 5 % Rückgang des 
BIP stark eingebrochen, hat sich aber in den beiden folgenden Jahren sehr gut 
erholt. Der Lebensstandard liegt deutlich unter dem der produktivistischen 
Länder Ostasiens, aber über dem Lebensstandard von China, Brasilien und 
Südafrika. Die ökonomischen Perspektiven der Türkei sind stark abhängig von 
den weiteren politischen Entwicklungen.  
 

4.7 Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise im  
produktivistischen Wohlfahrtsregime Ostasiens 

Die produktivistische Wohlfahrtslogik Ostasiens 
Die Wohlfahrtslogik Ostasiens ist von Japan geprägt worden,  sie setzt auf 
Erfolg auf dem Weltmarkt und ist deshalb als „produktivistisch“ (Holliday 
2000) bezeichnet worden. Durch systematische und koordinierte 
Technologieentwicklung soll die Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt 
gesteigert werden. Fragen der sozialen Sicherung werden diesem Ziel 
untergeordnet, die soziale Sicherung wird den großen Unternehmen überlassen 
und die Pflegearbeit den Frauen in den Familien zugedacht. D.h. in Japan 
dominiert noch das starke Ernährermodell als Leitvorstellung, wobei aber wie in 
allen Ländern ein Modernisierungsprozess in den Geschlechterrollen stattfindet. 
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Japan hat nach dem zweiten Weltkrieg das Modell geliefert, wie man mit 
Orientierung auf den Weltmarkt eine starke Steigerung des Wohlstands 
erreichen kann. (Südkorea ist diesem Vorbild später sehr erfolgreich gefolgt.) 
Der Weg führt über die Exporteffizienz, es geht in erster Linie um den Erfolg 
auf dem Weltmarkt. Dazu hat Japan ein Technologieministerium (MITI) 
eingerichtet, das die Entwicklung von Technologie und Wirtschaft zusammen 
mit den großen Unternehmen koordiniert, allerdings ohne die Gewerkschaften, 
weshalb man Japan – wie die Schweiz –, wo die Arbeitnehmer zwar vertreten, 
aber immer in der Minderheit sind, auch schon als „Koordination ohne 
Arbeit(nehmervertretung)“ charakterisiert hat. Während die Schweiz die 
Digitalisierung in der Uhrenindustrie viel zu spät aufgegriffen hat, wurde sie in 
Japan systematisch gefördert. Wegen der Priorität auf der wirtschaftlichen 
Entwicklung wurde die soziale Absicherung den großen Unternehmen und den 
Familien überlassen. Japan ist deshalb auch als „segmentierter Wohlfahrtsstaat“ 
(Ernst 1982) bezeichnet worden, da die Kernbelegschaften in den großen 
Unternehmen nach Seniorität gut abgesichert sind, die Randbelegschaften und 
Zulieferer als Konjunkturpuffer aber viel weniger. Viele Rentner müssen sich 
noch etwas dazu verdienen. Die Geschlechterrollen sind im internationalen 
Vergleich noch sehr traditionell, die Pflegearbeit ist den Familien zugedacht, 
d.h. genauer den Frauen in den Familien. Entsprechend gering ist die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen und entsprechend groß sind die 
geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede. 
Nach der Erdbeben- und Atomkatastrophe muss Japan in der Frage der 
ökologischen Nachhaltigkeit völlig umdenken. Dies wird dadurch erschwert, 
dass die Staatsverschuldung schon vor der Atomkatastrophe von 2011 bei 200 % 
des BIP lag. Nach Platzen der Immobilienblase verschuldete sich der Staat durch 
die erforderlichen Sanierungs- und Konjunkturprogramme. Der Wachstums-
effekt war bei einer alternden und im Konsum vorsichtigen Bevölkerung aber 
gering. Die Mentalität der Insel Japan ist nicht offen für Einwanderung, womit 
eine systematische Quelle von Innovation nicht genutzt wird.  
Japan gehört zusammen mit Südkorea und Taiwan zu den Staaten, die die 
soziale Sicherung zur Integration der verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
einsetzen, während Singapur, Hong Kong und inzwischen auch China stärker 
auf die Eigenverantwortung der Individuen in der Marktgesellschaft setzen (vgl. 
Peng/Wong 2010). 
Südkorea liegt mit seinem durchschnittlichen Wohlstand inzwischen über dem 
internationalen Durchschnitt, mit seiner Innovationsfähigkeit platziert es sich 
mit vorn  und dürfte sich der produktivistischen Priorität entsprechend auch im 
Wohlstand weiter verbessern. Der große Starkpunkt Südkoreas ist die 
Performanz des Bildungssystems. Bei den gesamten Bildungsinvestitionen liegt 
Südkorea mit vorn. Auf dieser finanziellen Grundlage und mit einem 
kompetitiven Bildungssystem erzielt Südkorea einen sehr guten Platz sowohl bei 
der durchschnittlichen Lesekompetenz gemäß PISA als auch beim Anteil der 
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PISA-Spitze. Diese objektive Befähigung der Bevölkerung zur Autonomie 
dürfte zur Modernisierung der Geschlechterrollen beitragen und zum weiteren 
Wachstum des Wohlstands. Auf dieser Basis wird auch der Spielraum entstehen, 
die sehr rudimentären sozialen Sicherungssysteme weiter zu entwickeln. Dabei 
hat der Wohlfahrtsstaat in Südkorea bisher in erster Linie die Funktion, die 
ökonomische Entwicklung zu fördern (vgl. Kwon 2009). 

Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in den einzelnen 
Ländern 
Gemäß den letzten IMF-Länderberichten ist das BIP Japans nach einem 
Einbruch um 5,5 % im Krisenjahr 2009 in 2010 wieder um 4,7 % gewachsen, 
aber im Jahr der Atomkatastrophe 2011 ist das BIP neuerlich um 0,5 % 
zurückgegangen, erholte sich dennoch in 2012 und 2013 wieder mit 1,7 % bzw. 
1,4 %  Zuwachs. Das Haushaltsdefizit der Regierung ist von 4,1 % des BIP in 
2008 im Krisenjahr 2009 auf 10,4 % gestiegen und beträgt in 2016 4,2 %. Die 
öffentlichen Schulden lagen schon 2007 bei 183,0 % des BIP, da die 
Regierungen mit Konjunkturprogrammen gegen die langjährige Deflation 
vorgehen wollten. Die öffentlichen Schulden stiegen im Krisenjahr 2009 auf 
210,2 % des BIP sowie im Jahr der Atomkatastrophe 2011 auf 236,6 % und 
betrugen in 2016 239,4 %. Diese Defizite werden überwiegend von Ein-
heimischen zu niedrigen Zinssätzen finanziert. Die Handelsbilanz des früheren 
Exportweltmeisters geriet im Jahr der Atomkatastrophe 2011 ins Defizit, wies 
aber in 2016 erstmals wieder einen Überschuss auf.  
Nach den Wahlen im Dezember 2012 übernahmen die Liberaldemokraten unter 
Ministerpräsident Shinzo Abe wieder die Regierung. Zum Abbau der 
öffentlichen Schulden erhöhte die Regierung die Konsumsteuern. Zur Erhöhung 
des Wachstums durch Exporte veranlasste die Regierung eine sehr expansive 
Geldpolitik (in der Größenordnung von ca. 5 % des BIP). Das Wachstum nach 
der Atomkatastrophe beruht auf den Wiederaufbaumaßnahmen und dem Anstieg 
des privaten Konsums. In 2013 betrug das Wachstum 1,4 %, aber von 2014 bis 
2016 stagnierte die Wirtschaft mit niedrigen Wachstumsraten von 0,0 %, 0,5 % 
und 0,3 %. Durch Investitionen in die Infrastruktur und eine gezielte Förderung 
der Binnennachfrage erreichte Premierminister Abe vor den vorgezogenen 
Wahlen im Oktober 2017 ein Wirtschaftswachstum von ca. 1,5 % und eine sehr 
geringe Arbeitslosenquote von ca. 2,8 % erreicht. Der IMF empfiehlt, angesichts 
der alternden Bevölkerung die Erwerbstätigkeit von Älteren und allgemein von 
Frauen zu erhöhen. Auch durch die Öffnung für Immigration könnte Japan 
gewinnen. 
Gemäß den letzten IMF-Länderberichten ist das BIP Südkoreas nach einem 
Rückgang des Wachstums auf 0,3 % im Krisenjahr 2009 in 2010 mit 6,3 % 
bereits wieder stark gewachsen. In 2011 bis 2016 betrugen die Zuwächse 3,7 % 
bzw. 2,3 % bzw.  2,9 % bzw. 3,3 % bzw. zweimal 2,8 %. In 2017 wurde ein 
Wachstum von ca. 3,2 % erreicht. D.h. Südkorea ist weitgehend unbeschadet 
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durch die Krise gekommen. Durch sein stärkeres Wachstum hat Südkorea im 
durchschnittlichen Wohlstand fast zu Japan aufgeschlossen. Die 
Arbeitslosenquote ist von 3,2 % in 2008 im Krisenjahr 2009 auf 3,7 % gestiegen 
und betrug Ende 2016 ca. 3,6 % (EU28: 8,2 %). Auch die Jugendarbeitslosigkeit 
lag in Südkorea Ende 2016 mit ca. 9,9 % unter dem EU28-Durchschnitt von 
18,6 % (gemäß OECD 2017). All dies sind im internationalen Vergleich sehr 
günstige Werte. Das Haushaltsdefizit der Regierung (ohne Fonds der sozialen 
Sicherung) ist von 1,1 % des BIP in 2008 im Krisenjahr 2009 auf 4,1 % 
gestiegen, wurde aber bis 2017 auf 1,7 % reduziert. Die öffentlichen Schulden 
Südkoreas sind von 29,0 % im Jahr 2008 im Krisenjahr 2009 auf 32,5 % 
gestiegen und bis 2016 auf 38,3 %. Ein Schwachpunkt ist die hohe 
Verschuldung der privaten Haushalte, welche die Inlandsnachfrage drückt. Der 
IMF empfiehlt, die steigende Einkommensungleichheit durch eine Erhöhung der 
Sozialausgaben zu reduzieren, finanziert durch eine Verbreiterung der 
Steuerbasis. Außerdem rät der IMF – auch angesichts einer alternden Bevöl-
kerung – zu einer Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit. 
 

4.8 Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in Brasilien 

Die Wohlfahrtslogik Brasiliens 
Brasilien gehörte zu den Pionierländern der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung 
in Lateinamerika, da es schon in den 1920er Jahren ein 
Sozialversicherungssystem Bismarck’scher Prägung einführte. Trotz Wechsel 
zur Diktatur und wieder zur Demokratie wurden die Sozialversicherungen 
allmählich ausgebaut, da sie als Instrument verstanden wurden, die Loyalität der 
Bevölkerung zu sichern. Als rohstoffreiches Land mit einer Bevölkerung von 
208 Millionen ist Brasilien inzwischen ein ökonomisch relativ erfolgreiches 
Schwellenland. Mit seinem gesamten Sozialprodukt rangiert Brasilien weltweit 
an neunter Stelle, ist also eine beachtliche Wirtschaftsmacht und auch ein 
Meinungsführer für Teile der Dritten Welt. 
Gemäß Barrientos (2004) entwickelte sich Brasilien nach der Militärdiktatur 
(1964-1985) unter der Regierung Cardoso (1995-2003) von einem konservativ-
informellen Wohlfahrtsregime zu einem liberal-informellen Wohlfahrtsregime. 
Unter der Regierung Lula da Silva (2003-2011) und anschließend unter seiner 
Nachfolgerin Dilma Roussef entwickelte sich Brasilien tendenziell zu einem 
liberal-sozialdemokratischen Wohlfahrtsregime (vgl. Fischer / Leubolt 2012): 
Die Regierung Lula da Silva erhöhte die Mindestlöhne und reduzierte die 
Armutsquote deutlich durch Sozialtransfers an bedürftige Familien. Unter der 
neuen Regierung (ab 2016) werden dagegen die wirtschaftsliberalen Tendenzen 
verstärkt.   
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Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in Brasilien 
Gemäß den letzten IMF-Länderberichten ist das BIP Brasiliens im Krisenjahr 
2009 um 0,3 % ein wenig zurückgegangen, aber in 2010 bereits wieder kräftig 
gewachsen um  7,5 % sowie in 2011 bis 2013 um 2,7 %, 1,0 % und 2,5 %. Die 
Arbeitslosenquote ist von 7,9 % in 2008 im Krisenjahr 2009 leicht gestiegen auf 
8,1 %, wurde aber bis 2012 auf ca. 6,0 % reduziert, was für Brasilien ein 
historischer Tiefstand ist. Der Minimallohn wurde stark erhöht und der private 
Konsum stieg nennenswert an. In 2014 aber stagnierte die Wirtschaft wegen 
nachlassender Wettbewerbsfähigkeit, in 2015 und 2016 ging das BIP sogar um 
3,8 % und 3,3 % zurück. Die Arbeitslosenquote stieg dementsprechend auf über 
13 %. Das Haushaltsdefizit der Regierung (NFPS overall balance including net 
policy lending) stieg von 2,1 % des BIP in 2008 im Krisenjahr 2009 auf 6,2 % 
und liegt in 2016 bei ca. 7,5 %. Die öffentlichen Brutto-Schulden (NFPS) 
stiegen von 63,5 % des BIP in 2008 über 66,8 % im Krisenjahr 2009 bis 2016 
auf ca. 78,3 % des BIP. Das Bankensystem Brasiliens ist stabil, gut reguliert und 
überwacht. Der IMF empfiehlt, vom privaten Konsum zu Investitionen und 
Exporten umzusteuern. Die Produktivität und die Sparquote sollten erhöht 
werden. Auch die öffentlichen Ausgaben sollten stärker auf Investitionen 
umgelenkt werden. Insgesamt war die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
Brasiliens im letzten Jahrzehnt relativ positiv, ist jedoch wegen nachlassender 
Wettbewerbsfähigkeit in 2014 bis 2016 stark unter Druck geraten. Die neue 
Regierung Temer (seit 31. August 2016) vollzieht einen deutlichen Kurswechsel 
mit Priorität auf die Konsolidierung des Haushalts durch Privatisierungen und 
durch Kürzungen in den Sozialprogrammen. 

Fazit 
Bei der PISA-Evaluation der Bildungssysteme liegt Brasilien mit am Schluss, 
wobei die SchülerInnen der Privatschulen sehr viel besser abschneiden als die 
SchülerInnen der öffentlichen Schulen. Obwohl der Gesamtwohlstand deutlich 
gestiegen ist, ist die weltweit mit am stärksten ausgeprägte 
Einkommensungleichheit noch wenig reduziert worden. Im Gesundheitsbereich 
z.B. ist der Anteil der Privatausgaben an den gesamten Gesundheitsausgaben 
bisher mit über 50 % einer der größten Anteile in der Welt. Dies liegt an den 
sehr ungleichen Budgets der Privathaushalte in Brasilien. Deshalb wäre der 
allmähliche Ausbau der sozialen Sicherungssysteme der naheliegende Weg, die 
ökonomische Entwicklung sozial abzufedern. Dies ist unter der neuen Regierung 
Temer (ab 2016) aber nicht der Fall. 
Wegen der Stagnation der Wirtschaft ab 2014 wurde Brasilien im 
durchschnittlichen Wohlstand von China überholt. Die politischen Turbulenzen 
beeinträchtigen zunächst die ökonomischen Perspektiven Brasiliens. 
 



36 

4.9 Die ökomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in Südafrika 

Die Wohlfahrtslogik Südafrikas 
Auch Jahrzehnte nach dem Ende der Apartheid im Jahr 1994 bestehen große 
Einkommens- und Vermögensunterschiede in der südafrikanischen Gesellschaft 
als Überbleibsel der sozioökonomischen Ordnung der Kolonialzeit und der 
Apartheid. Bis heute existieren Privilegien und nachteilige Behandlung weiter: 
Eine große Menge Vermögen ist im Besitz einer kleinen Gruppe von Menschen, 
während 45 % der Bevölkerung unter der Armutsgrenze leben. 52,7 % der 
afrikanischen Bevölkerung leben in Armut, demgegenüber nur 2,1 % der weißen 
Bevölkerung. Jedoch hat das Land Anstrengungen unternommen, die vor allem 
rassisch basierten Ungleichheiten auszumerzen und in diesem Zug staatliche 
Behörden neu  –  inklusiv und rassenneutral  –  strukturiert. 
Trotz der Umverteilungsbemühungen seit dem Ende der Apartheit sind noch 
immer sehr große soziale Unterschiede in der Bevölkerung vorhanden. Das 
dünne Netz sozialer Leistungen seitens des Staates hat es bisher nicht geschafft, 
diese zu überbrücken. Besonders die Altersrenten und das Kindergeld sind für 
die Einkommenslage armer Haushalte von hoher Bedeutung. Wegen des dünnen 
sozialen Netzes spielen die informellen Netzwerke bei der sozialen Absicherung 
eine große Rolle („informal security regime“) und auch in der Ökonomie gibt es 
einen großen informellen Sektor. 
Im Februar 2018 wurde Cyril Ramaphosa zum neuen Präsidenten Südafrikas 
gewählt. Er will vor allem die Wirtschaft ankurbeln, die hohe Arbeitslosigkeit 
und Armutsrate reduzieren sowie gegen Korruption vorgehen. 
 
Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in Südafrika 
Gemäß den letzten IMF-Länderberichten ist das BIP Südafrikas im Krisenjahr 
2009 um 1,5 % zurückgegangen, wuchs aber anschließend um 3,1 %, 3,2 %,   
2,2 %, 2,3 %  in 2010 bis 2013. Dieses Wachstum beruhte insbesondere auf der 
starken privaten Konsumnachfrage. In 2014 bis 2017 schwächte sich das 
Wachstum auf  ca. 1 % ab. Die Arbeitslosenquote ist gemäß IMF von 22,9 % in 
2008 über 24,0 % im Krisenjahr 2009 auf 26,7 % in 2016 gestiegen. Es besteht 
also dringender Handlungsbedarf. Das Haushaltsdefizit der Regierung ist von 
0,7 % des BIP in 2008 auf 5,5 % im Krisenjahr 2009 gestiegen und betrug  2016 
ca. 4,0 %. Die öffentlichen Brutto-Schulden sind von 27,4 % des BIP in 2008 
über 31,3 % im Krisenjahr 2009 auf ca. 51,7 % in 2016 gestiegen. Durch 
sorgfältige Überwachung ist das Bankensystem gut durch die Krise gekommen. 
Die Privathaushalte sind allerdings stark verschuldet. Das Wirtschaftswachstum 
wird beeinträchtigt durch das geringe Bildungsniveau, das Investitionsklima 
(z.B. häufige Streiks) und die hohe Kriminalität. Der IMF empfiehlt, die hohe 
Arbeitslosigkeit insbesondere auch unter den Jugendlichen (bis zu 50 %) 
prioritär zu bekämpfen, durch aktive Arbeitsmarktpolitik inklusive befristeter 



37 

 

öffentlicher Arbeitsprogramme. Erste Verbesserungen der Infrastruktur sind 
insbesondere im Elektrizitätssektor gelungen. In 2017 wurde ein Wachstum von 
ca. 1,0 % erreicht.  

Fazit 
Bei der Innovationsfähigkeit liegt Südafrika mit am Schluss. Dementsprechend 
rangiert Südafrika auch im Wohlstand mit am Schluss. Bei der ökologischen 
Nachhaltigkeit liegt Südafrika aber auch im letzten Drittel. 
Bei den Ausgaben für soziale Sicherung rangiert Südafrika mit China und Indien 
am Schluss der betrachteten Länder. Südafrika weist gemeinsam mit Brasilien 
die extremste Einkommensungleichheit auf. 
Im Parlament sind Frauen gut repräsentiert, in der Erwerbsarbeit noch nicht. Bei 
der Integration in die Erwerbsarbeit und in den Arbeitsmarkt steht Südafrika 
jeweils mit am Schluss der betrachteten Länder, d.h. die ökonomische 
Integration muss stark verbessert werden. 
Im Vergleich zur dynamischen Wirtschaftsentwicklung Chinas stagnieren 
Brasilien und Südafrika eher im durchschnittlichen Wohlstand. 
 

4.10  Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in China  
   und Indien 

Zur Wohlfahrtslogik in China und Indien 
Mit je über einer Milliarde Menschen sind China und Indien die 
bevölkerungsreichsten Staaten der Erde. Beide Länder gehören mit ihren hohen 
wirtschaftlichen Wachstumsraten inzwischen zu den Aufsteigern im 
Weltwirtschaftssystem. Aber ihr Entwicklungsweg unterscheidet sich in 
vielfacher Hinsicht. 
China hat den Charakter einer Entwicklungsdiktatur, in der die kommunistische 
Partei mit Fünfjahresplänen eine geordnete Modernisierung des Landes in 
Richtung hoher Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt vorantreibt, die 
zunächst auf niedrigen Lohnkosten beruhte. Durch eine bewusste 
Unterbewertung der eigenen Währung fördert China seine Exporte und hat 
Japan sowie Deutschland als Exportweltmeister überholt.  
Chinas Staatskapitalismus ist ökonomisch sehr erfolgreich. Im Sommer 2010 
überholte China Japan und wurde mit seiner Bevölkerung von über einer 
Milliarde Menschen zur zweitgrößten Volkswirtschaft nach den USA. Einerseits 
mit Fünfjahresplänen als Rahmensetzung, andererseits aber überwiegend mit 
einheimischen Unternehmen als „capitalism from below“ (King/Szelényi 2005) 
entwickelt sich die chinesische Wirtschaft sehr dynamisch. Auf die Umwelt und 
auch auf die soziale Absicherung wird dabei noch zu wenig geachtet. Es gibt 
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starke Stadt-Land-Unterschiede und ein hohes Ausmaß an Armut trotz stark 
steigendem Sozialprodukt. Trotz kommunistisch-egalitärer Ideologie ist die 
soziale Ungleichheit in China enorm gewachsen. Die regionalen Disparitäten 
zwischen prosperierenden Industriestädten und rückständiger Landwirtschaft 
sind noch nicht bearbeitet.  
Die Systeme sozialer Sicherung sind bisher nur rudimentär entwickelt und 
bleiben hinter der wirtschaftlichen Entwicklung zurück. Durch fehlende 
Meinungs- und Pressefreiheit fehlen die Korrekturmechanismen. Eine echte 
Stabilität ließe sich erst erreichen, wenn der ökonomische Erfolg die 
Parteiführung zur demokratischen Öffnung ermutigt – unter dem Nachdruck der 
gut ausgebildeten Bevölkerungsschichten, die an der Gestaltung der 
Modernisierungsprozesse beteiligt werden wollen. 
Gemäß Lin (2009) entwickelte sich die Wohlfahrtsstaatlichkeit entsprechend der 
jeweiligen ökonomischen Entwicklungsphasen. In der maoistischen Phase 
(1951-1977) lieferte das sowjetische Modell den Bezugspunkt. In der Deng-
Phase der ökonomischen Reformen (1978-1996) wurde eine produktivistische 
Wohlfahrtslogik verfolgt, das Wirtschaftswachstum war das dominierende Ziel. 
Erst in der Phase der „sozialistischen Marktwirtschaft“ (1997-2007) wurden 
Sozialversicherungen für Alter (1997), Krankheit (1998) und Arbeitslosigkeit 
(1999) eingeführt, wobei zunächst mit den Städten und bestimmten 
Unternehmen begonnen wurde. Im Ergebnis ist das Wohlfahrtsregime Chinas 
bisher nur rudimentär entwickelt. Die Sozialpolitik wird dazu genutzt, die 
politischen Ziele der Entwicklungspläne abzusichern. In der aktuellen Phase 
sollen die Harmonie zwischen den sozialen Gruppen, die Harmonie mit der 
natürlichen Umwelt sowie die Harmonie zwischen ökonomischen und sozialen 
Entwicklungszielen stärker berücksichtigt werden.  
Indien liegt in der wirtschaftlichen Entwicklung hinter China zurück. Während 
China gemäß dem durchschnittlichen Wohlstand bereits zu den oberen 60 % der 
Länder der Welt gehört, zählt Indien noch zu den letzten 30 %.  
Indien verfügt über eine Bevölkerung von über eine Milliarde Menschen und 
gehört zu den ökonomisch stark wachsenden Schwellenländern. Aber den 
dynamischen Unternehmen und der wachsenden Mittelschicht stehen auf der 
anderen Seite etwa zwei Drittel der Bevölkerung gegenüber, die von weniger als 
zwei Dollar pro Tag leben müssen. Viel zu viel Geld versickert in der Wirtschaft 
bei Mittelsmännern und bei den Hilfsprogrammen für die Armen bis zu über 80 
Prozent in der Verteilungsbürokratie. Die regionalen Unterschiede sind enorm. 
Viele Religionen und Sekten sind eine Vielfalt, die einhergeht mit regionalen 
Disparitäten. Der dominierende Hinduismus unterscheidet tausende Kasten und 
Unterkasten. Im rückständigen „Hindugürtel“ beherrschen die aristokratischen 
Grundbesitzer noch die kleinen Pächter und Landarbeiter (vgl. Müller / Rauch 
2008). 
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Die Priorität der politischen Ziele liegt in Indien im ökonomischen Wachstum, 
wobei China sowie Ost- und Südostasien die Bezugspunkte bilden. Gemäß 
Mukherji (2006) basiert das Wachstumsmodell Indiens im Unterschied zum 
Export-orientierten Wachstumsmodell Ostasiens auf dem Binnenwachstum. 
Durch ökonomische Liberalisierung, eine verbesserte Infrastruktur und ein 
wachsendes Arbeitskräfteangebot ist Indien seit 1990 ökonomisch 
durchschnittlich um über 6 % pro Jahr gewachsen, wobei China sowie Ost- und 
Südostasien noch etwas stärker gewachsen sind. Die Schwäche Indiens liegt in 
der relativ geringen Effektivität der nationalen Regierungen. Andererseits 
entwickeln sich dadurch gemäß Mukherji (2006) die Rahmenbedingungen und 
Akteure des indischen Föderalismus. Durch einheitliche landesweite Prüfungen 
haben sich die Universitäten zu einem Starkpunkt Indiens entwickelt. Bei den 
IT-Dienstleistungen liegt Indien schon mit an der Weltspitze. Andererseits ist 
die Bürokratie noch anfällig für Korruption. Dies ist bereits Gegenstand der 
öffentlichen Diskurse und dürfte sich deshalb im Laufe der Zeit verbessern.    
Wegen der Priorität auf Wirtschaftswachstum sind die sozialen 
Sicherungssysteme nur rudimentär vorhanden, vielfach existieren sie nur als 
Programm. In diesem „informal security regime“ ist die Mehrzahl der Menschen 
angewiesen auf ihre informellen Netzwerke, um ihr Auskommen und ihre 
Absicherung im Risikofall zu finden. Andererseits ist Indien die quantitativ 
größte Demokratie der Welt und weist eine freie Presse auf. Die Mechanismen 
der freien politischen Wahlen und der kritischen Berichterstattung bieten die 
Möglichkeiten, die weitere Entwicklung der sozialen Sicherungssysteme 
einzufordern. Der ökonomische Erfolg der indischen High-Tech-
Dienstleistungsunternehmen könnte eine solche Entwicklung erleichtern. 
 

Die ökonomische Bewältigung der Weltfinanzkrise in China und Indien 
Gemäß den letzten IMF-Länderberichten ist das BIP Chinas auch im Krisenjahr 
2009 um 9,2 % gewachsen, in den Jahren 2010 bis 2015 um 10,6 %, 9,5 %,    
7,9 %, 7,8 %, 7,3 und 6,9 %. Das hohe Wirtschaftswachstum Chinas hat in der 
Weltfinanzkrise ab 2008/2009 zur Stabilisierung der Weltwirtschaft beigetragen. 
Die offizielle Arbeitslosenquote ist von  4,2 % in 2008 im Krisenjahr 2009 
geringfügig auf 4,3 % gestiegen und liegt auch im Jahr 2016 mit ca. 4,0 % auf 
einem niedrigen Niveau, die tatsächliche Arbeitslosigkeit wird von 
unabhängigen Beobachtern aber auf 7-10 % geschätzt. Das Haushaltsdefizit der 
Regierung ist von 1,8 % des BIP im Krisenjahr 2009 bis 2012 abgebaut worden, 
liegt aber in 2016 bei 3,7 %. Die öffentlichen Brutto-Schulden lagen im 
Krisenjahr 2009 bei 35,8 % des BIP und liegen in 2016 bei 36,6 % des BIP. 
Zusätzlich sind aber viele Staatsunternehmen stark verschuldet. Andererseits 
betragen die Währungsreserven, die sich aus regelmäßigen Exportüberschüssen 
auf der Basis einer unterbewerteten Währung und geringer Lohnkosten ergeben, 
ca. 3 Billionen US-Dollar (=3.000 Milliarden). Die Unterbewertung der Wäh-
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rung sowie die Exportüberschüsse wurden allerdings wegen der internationalen 
Kritik bereits reduziert (von 3,9 Billionen). Das hohe Wirtschaftswachstum 
Chinas hat in der Weltfinanzkrise ab 2008/2009 zur Stabilisierung der 
Weltwirtschaft beigetragen. Der IMF empfiehlt insbesondere eine raschere 
Förderung des privaten Konsums, eine Erhöhung der Sozialausgaben zur 
Reduzierung der Einkommensungleichheit, einen weiteren Ausbau des 
Dienstleistungssektors und eine breitere Verteilung des Wohlstands.   
Gemäß den letzten IMF-Länderberichten ist das BIP Indiens im Krisenjahr 2009 
um 6,7 % gewachsen, in 2010 bis 2016 um hohe 8,6 %, 8,9 %, 6,6 %, 5,6 %,  
6,6 %, 7,2 % bzw. 7,6 %, dies sind die höchsten Wachstumsraten nach China. 
Der Lebensstandard Indiens beträgt aber weniger als die Hälfte des 
Lebensstandards Chinas. Die offizielle Arbeitslosenquote ist von 6,8 % in 2008 
im Krisenjahr 2009 auf 10,7 % gestiegen und wurde bis 2012 etwas reduziert 
auf 9,8 % (gemäß CIA-World Factbook), wegen des großen informellen Sektors 
ist dies aber nur ein grober Anhaltspunkt. Die Inflationsrate lag seit Jahren um 
10 %, wurde aber in 2016 auf 4,9 % reduziert. Das Haushaltsdefizit der Regie-
rung ist von 10,0 % des BIP im Krisenjahr 2009 bis 2016 reduziert worden auf 
7,0 %. Die öffentlichen Schulden sind von  74,5 % des BIP im Krisenjahr 2009 
bis 2015 verringert worden auf 69,8 % des BIP. Der IMF empfiehlt die 
Konzentration der öffentlichen Ausgaben auf Investitionen in die Infrastruktur 
und auf Sozialausgaben, die Erhöhung der Steuereinnahmen, die Lockerung der 
Arbeitsgesetze, die Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktivität, die 
Effizienzsteigerung im Gesundheits- und Bildungswesen sowie die 
Unterstützung der Schaffung von Arbeitsplätzen im formellen Sektor und 
insgesamt eine inklusivere Ausgestaltung des Wachstums. 
 

Entwicklungsperspektiven von China und Indien 
Die gemäß ihrer Bevölkerung von je über einer Milliarde Menschen größten 
Staaten der Erde, China und Indien, werden die künftige gesellschaftliche 
Entwicklung der ganzen Welt mitbestimmen, da sie aufgrund ihrer hohen 
wirtschaftlichen Wachstumsraten auch zu wirtschaftlichen Weltmächten 
werden.  
Bisher ist der autoritäre Entwicklungsweg Chinas ökonomisch erfolgreicher. Es 
gehört gemäß dem durchschnittlichen Lebensstandard bereits zu den oberen     
60 % der Staaten der Welt. Die sozialen Sicherungssysteme sind nur rudimentär 
vorhanden und hinter der wirtschaftlichen Entwicklung zurückgeblieben. 
Während der ökonomische Erfolg auf dem Weltmarkt zunächst auf den geringen 
Löhnen beruhte, wird inzwischen auch die Technologie systematisch 
weiterentwickelt. Unterstützt von einer bewussten Unterbewertung der 
chinesischen Währung sind die dynamischen Industrieunternehmen Chinas im 
Export sehr erfolgreich. Diese ökonomischen Erfolge bieten die Grundlage, 
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auch die sozialen Sicherungssysteme schrittweise weiterzuentwickeln, welche 
insbesondere für die Landbevölkerung noch stark verbessert werden müssen. 
Indien weist hohe ökonomische Wachstumsraten auf, gehört aber gemäß dem 
durchschnittlichen Lebensstandard zu den letzten 30 % der Staaten der Erde. 
Über zwei Drittel der Bevölkerung müssen von weniger als zwei US-Dollar pro 
Tag leben. Andererseits ist Indien die quantitativ größte Demokratie der Welt 
und verfügt über eine freie Presse. Die Mechanismen der kritischen 
Berichterstattung und der politischen Wahlen könnten dazu beitragen, dass die 
sozialen Sicherungssysteme weiter ausgebaut werden. Die ökonomischen 
Erfolge u.a. der indischen High-Tech-Dienstleistungsunternehmen dürften die 
Entwicklung der sozialen Sicherungssysteme erleichtern. 
China ist in der Weltfinanzkrise in Relation zu den anderen Staaten ökonomisch 
aufgestiegen. Selbst im Krisenjahr 2009 ist China um ca. 9 % gewachsen und 
hat damit maßgeblich zur Stabilisierung der Weltwirtschaft beigetragen. Dieser 
Erfolg wird allerdings auch mit einer bewussten Unterbewertung der eigenen 
Währung erzielt. Die sozialen Sicherungssysteme wurden bisher dem Ziel 
wirtschaftlichen Wachstums untergeordnet und sind nur rudimentär entwickelt. 
Und für eine herrschende kommunistische Partei ist es ein interessantes 
Ergebnis, dass die Höhe der Einkommensungleichheit (Gini-Koeffizient) unter 
allen betrachteten 43 Ländern nur noch von der Türkei, Brasilien und Südafrika 
übertroffen wird. 
Auch Indien ist in der Weltfinanzkrise in Relation zu den anderen Staaten 
gemeinsam mit China, Japan und Südkorea ökonomisch aufgestiegen. Im 
Krisenjahr 2009 stieg das BIP Indiens um ca. 7 % und in den beiden Folgejahren 
um über 8 %, allerdings von dem niedrigsten Wohlstandsniveau aller betrach-
teten 43 Länder aus. Über zwei Drittel der indischen Bevölkerung müssen von 
weniger als zwei US-Dollar pro Tag leben. Und die Leistungen sozialer 
Sicherungen sind überwiegend nur Programm, zersplittert nach Regionen und 
Zuständigkeiten. Die Mechanismen der freien Presse und der demokratischen 
Wahlen müssten noch besser genutzt werden, um die Entwicklung der 
Wohlfahrt in Indien voranzutreiben. 
 

4.11 Die Wohlstandsentwicklung in den verschiedenen      
 Wohlfahrtsregimen 

Das sozialdemokratische, das wirtschaftsliberale und das konservative 
Wohlfahrtsregime, die Esping-Andersen in seinem modernen Klassiker „The 
three worlds of welfare capitalism“ (1990) unterscheidet, befinden sich – im 
Weltmaßstab betrachtet – im Wohlfahrtsniveau auf einer sehr ähnlichen Höhe. 
Das sozialdemokratische Wohlfahrtsregime liegt leicht vorn, das 
wirtschaftsliberale und das konservative ein wenig dahinter.  
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Im Wohlfahrtsverlauf sind die USA, der eigentliche Verursacher der 
Weltfinanzkrise, und auch die wirtschaftsliberalen Länder im Durchschnitt 
insgesamt etwas besser durch die Krise gekommen als die konservativen Länder 
im Durchschnitt.  
Die produktivistischen Ländern Japan und insbesondere Südkorea gehören in 
der Wohlstandsentwicklung zu den erfolgreichsten ökonomischen Aufsteigern 
im Kontext der Weltfinanzkrise und haben die familistischen Länder im 
durchschnittlichen Wohlstand hinter sich gelassen.     
  
Abbildung 4-8: Die Wohlstandsentwicklung in den verschiedenen   
       Wohlfahrtsregimen 

 
 
Die familistischen Länder Südeuropas haben im Durchschnitt stagniert, wobei 
Griechenland und – wegen des Engagements der zyprischen Banken in 
Griechenland – schließlich auch Zypern ökonomisch zurückgefallen sind.  
Die postsozialistischen Länder Osteuropas befinden sich nach der 
Weltfinanzkrise im Durchschnitt in einem gemäßigten Aufwärtstrend. 
Die Türkei ist ökonomisch relativ gut durch die Weltfinanzkrise gekommen, 
aber die Perspektive der Türkei ist stark abhängig von den weiteren politischen 
Entwicklungen.  
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Die Schwellenländer Brasilien und Südafrika entwickeln sich auf einem sehr 
ähnlichen Wohlstandsniveau und stagnieren momentan eher. 
China gehört – neben den produktivistischen Ländern – zu den ökonomischen 
Aufsteigern im Kontext der Weltfinanzkrise und befindet sich ökonomisch auf 
einem sehr stabilen Wachstumspfad. Selbst im allgemeinen Krisenjahr 2009 ist 
China noch um ca. 9 % gewachsen und hat damit zur Stabilisierung der 
Weltwirtschaft beigetragen.  
Indien schließlich startet mit dem geringsten Wohlstandsniveau und weist zwar 
auch hohe Wachstumsraten auf, aber von einer sehr geringen Wohlstandsbasis 
aus. Selbst im Krisenjahr 2009 betrug das Wirtschaftswachstum in Indien noch 
ca. 7 %. 
Insgesamt haben also die familistischen Länder Südeuropas im Kontext der 
Weltfinanzkrise am ehesten stagniert und sind damit im Wohlstandsniveau im 
Vergleich zu den anderen Ländern zurückgeblieben, während die 
produktivistischen Länder Ostasiens sowie China zu den ökonomisch 
erfolgreichsten Aufsteigern im Kontext der Weltfinanzkrise gehören.   
Die Spekulationsgeschäfte, die zur Weltfinanzkrise führten, haben die daran 
beteiligten Länder zurückgeworfen, während Länder mit normalen 
Geschäftsmodellen gleichzeitig ökonomisch relativ aufgestiegen sind. 
Die Ursachen für die Performanzergebnisse bei der ökonomischen Bewältigung 
der Weltfinanzkrise sind vielfältig. Neben den grundlegenden Investitionen in 
Bildung, Forschung und Entwicklung sowie in die Infrastruktur und in die 
Wettbewerbsfähigkeit, Exporteffizienz, Gleichstellung der Geschlechter sowie 
in die Integration wirken soziale Sicherungssysteme als Stabilisatoren günstig 
bei der Bearbeitung der Herausforderungen durch ökonomische Krisen. Wenn 
die Entwicklung des Wohlstands unter Berücksichtigung der ökologischen 
Nachhaltigkeit gestaltet wird, lassen sich die Schäden aufgrund des 
Wirtschaftswachstums minimieren und der Nutzen bzw. Gebrauchswert des 
Wohlstands erhöhen. 
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